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tungen geben überdurchschnittlich oft das gesetzliche Mindestgehalt als Hürde 
an. Vorbehalte in der Belegschaft spielen vor allem bei Unternehmen des Ver-
arbeitenden und des Baugewerbes eine Rolle. Im Gesundheits- und Sozialwe-
sen, zu dem auch der Bereich Altenpflege gehört, wird zudem überdurch-
schnittlich häufig auf mögliche Vorbehalte in der Bevölkerung hingewiesen. 
Zudem führen Unternehmen dieser Branche zu hohe Gehaltsforderungen der 
ausländischen Bewerber als mögliches Problem an.  

Regionale Unterschiede zeigen sich insofern, als Vorbehalte in der Bevölke-
rung eher von Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland oder kleinstädtischen 
Gebieten angeführt werden (vgl. Tabelle B12 im Anhang). Von ostdeutschen 
Unternehmen bzw. Unternehmen in kleinstädtischen oder ländlichen Regionen 
wird zudem signifikant häufiger auf mögliche Vorbehalte in den Belegschaften 
verwiesen als von Unternehmen aus Großstadtregionen, in denen bereits heu-
te viele ausländische Mitbürger leben und arbeiten. Unternehmen in Großstäd-
ten benennen dagegen überdurchschnittlich häufig mangelhafte Sprachkennt-
nisse ausländischer Bewerber als Einstellungshemmnis. 

6.2.5 Zwischenfazit 

Die Analyse der Altersstruktur in den Unternehmen ab fünf Beschäftigten zeigt 
auf, dass nahezu jedes Unternehmen unabhängig von der Größe und Branche 
von einer zunehmenden Alterung der Belegschaft und einem steigenden Er-
satzbedarf im Personalbereich in naher Zukunft konfrontiert sein wird. Nur we-
nige Unternehmen (9 %) beschäftigen überwiegend Mitarbeiter im Alter von 
unter 30 Jahren. In zwei Dritteln aller Unternehmen wird die Mehrheit der Be-
legschaft durch Beschäftigte im Alter zwischen 30 und 49 Jahren gestellt, in 
rund 15 % sogar mehrheitlich durch die Über-49-Jährigen. Um mit älter wer-
denden Belegschaften wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen Unternehmen 
Maßnahmen treffen, die die Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten auf lange Sicht 
sicherstellen. Dazu gehören u.a. eine regelmäßige Fort- und Weiterbildung 
sowie Gesundheitsfürsorge. Aufgrund des schrumpfenden Potenzials an jun-
gen Erwerbspersonen müssen sich die Unternehmen zudem auf einen stärke-
ren Wettbewerb um qualifizierte Nachwuchskräfte einstellen und über alterna-
tive Wege zur Deckung des Personalbedarfs nachdenken. Vor diesem Hinter-
grund entwickeln sich die Personalgewinnung und -bindung zu immer wichti-
geren Aufgaben.  

Die Personalpolitik der Unternehmen scheint sich in der Mehrzahl der Fälle, 
auch der KMU, stärker an der aktuellen Arbeitsmarktlage, die noch weitgehend 
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durch ein ausreichendes Angebot an jungen, qualifizierten Fachkräften ge-
kennzeichnet ist, als an den von den Unternehmen selbst benannten Heraus-
forderungen des demografischen Wandels zu orientieren. Dies gilt auch für 
Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland, obwohl da die demografischen Effek-
te der Alterung und sinkender Nachwuchskohorten bereits heute deutlich 
spürbar sind. Maßnahmen der externen Personalbeschaffung stellen zur Zeit 
die wichtigsten Wege zur Deckung des Personalbedarfs in den befragten Un-
ternehmen dar, wobei das Gros der Unternehmen eine Verjüngung der Beleg-
schaft anstrebt. Entsprechend hoch ist der Aktivitätsgrad im Bereich der 
Nachwuchssicherung, insbesondere bei der Berufsausbildung. Branchen mit 
einem hohen Akademikeranteil wie das Verarbeitende Gewerbe oder Unter-
nehmensnahe Dienstleistungen richten ihr Augenmerk zusätzlich verstärkt auf 
Hochschulabsolventen. Bezogen auf alle Maßnahmen zur Nachwuchssiche-
rung erweisen sich das Baugewerbe und der Bereich Sonstige/Personenbezo-
gene Dienste als unterdurchschnittlich aktiv. Unerwartet werben die Unter-
nehmen mit Sitz in Ostdeutschland, wo die Schulabgängerzahlen schon seit 
2006 sinken, im Durchschnitt seltener um Auszubildende als westdeutsche 
Unternehmen. Offensichtlich stehen noch Altbewerber oder Teilnehmer staat-
licher Berufsbildungsvorbereitungskurse in ausreichender Zahl bereit. 

Vor diesem Hintergrund erstaunt es kaum, dass viele Unternehmen eher sel-
ten auf Maßnahmen zurückgreifen, die ihre Arbeitgeberattraktivität verbessern, 
um neue Mitarbeiter zu gewinnen bzw. im Unternehmen Beschäftigte an sich 
zu binden. So bietet nur eine Minderheit der Unternehmen freiwillige soziale 
Leistungen wie Sonderurlaube für Mitarbeiter mit Kindern, Freistellungen für 
Mitarbeiter mit pflegebedürftigen Familienangehörigen oder Betriebskindergär-
ten an. Auch wird eher selten eine breite Palette an flexiblen Arbeitszeitrege-
lungen angeboten, die jedem Mitarbeiter eine bessere Work-Life-Balance er-
möglicht, wenn auch einzelne flexible Arbeitszeitmodelle, wie z.B. Arbeitszeit-
konten, durchaus weit verbreitet sind. Unter den Unternehmen, die personal-
bindende Maßnahmen ergreifen, sind v.a. Großunternehmen sowie größere 
KMU zu finden. Die Anstrengungen zur Mitarbeiterbindung fallen schwächer 
aus, wenn Unternehmen weniger auf Fachkräfte angewiesen sind, wie z.B. im 
Baugewerbe, Handel, Gastgewerbe oder Verkehrsbereich. Angesichts des 
vorhersehbaren Fachkräftemangels, der den Mittelstand in besonderer Weise 
treffen wird, besteht hier für viele KMU noch erheblicher Nachholbedarf. Z.B. 
im Bereich der Arbeitszeitregelungen bieten sich gerade für kleinere Unter-
nehmen vielfältige, kostengünstige Chancen, sich als attraktive Arbeitgeber zu 
präsentieren.  
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Der Erhalt der Arbeitsfähigkeit eigener Mitarbeiter scheint ebenfalls zur Zeit 
keine große Priorität zu genießen. Gesundheitsfördernde Maßnahmen, die 
über den gesetzlich vorgeschriebenen Rahmen hinausgehen, haben bislang 
keine weite Verbreitung gefunden, außer im Gesundheitswesen selbst. V.a. 
kleinere KMU sind im Bereich Gesundheitsfürsorge vergleichsweise selten ak-
tiv. Als ähnlich verhalten erweist sich das Engagement der Unternehmen in 
Sachen Qualifizierung. Rund 54 % aller Unternehmen setzen auf die Förde-
rung des lebenslangen Lernens oder Personalentwicklung, wobei spezielle 
Qualifizierungsmaßnahmen für Ältere in weniger als 30 % der Fälle ergriffen 
bzw. geplant wurden. Auch hier sind Unternehmen mit bis unter 50 Beschäftig-
ten lediglich unterdurchschnittlich bis durchschnittlich aktiv. Das Engagement 
ist außerdem in den Bereichen Baugewerbe und Handel/Gastgewerbe/Ver-
kehr/Nachrichten vergleichsweise gering. 

Eine Umorientierung der Personalarbeit - hin zu einer längeren Beschäftigung 
Älterer - kann somit bisher nur in Ansätzen erkannt werden. Viele Unterneh-
men scheinen die Probleme der Alterung der Belegschaft über eine verstärkte 
Rekrutierung Jüngerer sowie Produktivitätssteigerungen mittels einer besseren 
technischen Ausstattung der Arbeitsplätze lösen zu wollen. Die Notwendigkeit 
einer grundsätzlichen Umgestaltung der Arbeitsbedingungen mit dem Ziel,  
eine lebenslange Beschäftigungsfähigkeit zu fördern, haben noch viele Unter-
nehmen nicht erkannt. Nachholbedarf kennzeichnet hier vor allem die Bran-
chen Baugewerbe sowie Handel/Gastgewerbe/Verkehr/Nachrichten. 

Die Personalbeschaffung richtet sich derzeit selten gezielt auf wenig erschlos-
sene Arbeitskräftepotenziale, z.B. Frauen mit Kindern oder Ältere, wenn sich 
auch keine Hinweise darauf finden lassen, dass Unternehmen grundsätzliche 
Vorbehalte gegenüber einer Nutzung dieser Arbeitskräftereserven haben. Be-
triebliche Unterstützungen bei der Kinderbetreuung bleiben bislang Ausnah-
men. Angesichts der Arbeitsmarktlage haben lediglich 15 % der Unternehmen 
in den letzten fünf Jahren versucht, Fachkräfte im Ausland zu suchen. Die Er-
fahrungen mit internationalen Suchstrategien sind somit noch recht be-
schränkt. Unabhängig davon erwarten rund 85 % der Unternehmen Hürden 
bei der Suche nach ausländischen Fachkräften. Einer Einstellung von älteren 
Bewerbern scheinen die meisten Unternehmen nicht abgeneigt zu sein, wenn 
Faktoren wie Einarbeitungs- und Personalkosten sowie die Qualifikation der 
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Bewerber in etwa mit den Erwartungen der Arbeitgeber übereinstimmen.61 So 
geben nur 8 % aller Unternehmen an, dass ältere Mitarbeiter grundsätzlich 
nicht zur Unternehmenskultur passen würden. Vielen Unternehmen scheint im 
Übrigen die aktuelle Rechtslage in Bezug auf die Einstellung älterer Arbeitssu-
chender nicht vertraut zu sein. 40 % der Unternehmen verweisen auf einen 
hohen Kündigungsschutz62 von Älteren als Einstellungshindernis, während 
lediglich 23 % die - wenn auch richterlich umstrittene - Möglichkeit der befriste-
ten Einstellung von Älteren als Grund für die Einstellung Älterer anführen. För-
derprogramme werden zwar relativ selten als positiver Einstellungsgrund an-
geführt, andererseits aber auch signifikant häufiger von Unternehmen genannt, 
die in den letzten Jahren ältere Bewerber berücksichtigt haben.  

Insgesamt ergeben die Angaben zu personalpolitischen Anpassungen ein 
zweigeteiltes Bild. Viele Unternehmen bemühen sich bereits verstärkt um jun-
ge Nachwuchskräfte und erkennen somit die Herausforderungen, die der de-
mografische Wandel mit sich bringt. Doch noch wenige Aktivitäten zielen auf 
die Bindung oder Weiterbildung von Fachkräften oder den Erhalt der Arbeits-
fähigkeit älterer Arbeitnehmer, obwohl damit bereits jetzt vorausschauend be-
gonnen werden müsste. Befunde anderer Studien, die von einem höheren En-
gagement von Betrieben oder Unternehmen z.B. in Bezug auf familienfreund-
liche oder gesundheitserhaltende Maßnahmen berichten, können für die breite 
Masse mittelständischer Unternehmen nicht bestätigt werden.63  

                                         

61  Ähnlich auch Umfragen des Bundesverbandes Junger Unternehmer, zitiert in: IW KÖLN 
(2007b). 

62  Das Alter wurde bisher z.B. als Kriterium der betrieblichen Sozialauswahl berücksichtigt, 
dies war teilweise tarifvertraglich geregelt. Ob dies aus dem Blickwinkel einer Gleichbe-
handlung älterer und jüngerer weiterhin zulässig ist, ist umstritten. 

63  Vgl. Zusammenstellungen des IW Köln von Befragungsergebnissen des BIBB von 2004 
und der Ungleich Besser Diversity Consulting von 2005 (IW KÖLN 2007b), des Adecco 
Instituts von 2006/2007 (IW KÖLN 2007c). Die vorliegenden Befragungsergebnisse des 
IfM Bonn stützen in der Tendenz die gleichfalls niedrigen Verbreitungsquoten, die mit 
dem IAB-Betriebspanel von 2006 gemessen wurden (BELLMANN et al. 2007, S. 3 f.)  
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7. Öffentlicher Handlungsbedarf aus Sicht der Unternehmen 

7.1 Unterstützung für betriebliche personalpolitische Aktivitäten  

Einige personalpolitische Herausforderungen, die sich aus dem demogra-
fischen Wandel ergeben, werden insbesondere kleinere Unternehmen nicht 
alleine bewältigen können, da ihnen die Informationen, die Finanzkraft oder 
Personalkompetenz dazu fehlen. Die Unternehmen wurden daher gebeten an-
zugeben, in welchen Bereichen der betrieblichen Personalpolitik sie sich öf-
fentliche Unterstützung wünschen. Die Auswertung der Befragung zeigt, dass 
sich die Unternehmen in erster Linie Unterstützung bei der Erhöhung des Qua-
lifikationsniveaus bei Ausbildungsplatzbewerbern erwarten: Jedes zweite Un-
ternehmen äußert einen entsprechenden Wunsch. Staatliche Förderung im 
Bereich der betrieblichen Gesundheitsfürsorge und beim Ausbau von Kinder-
betreuungseinrichtungen würden jeweils rund 17 % der Unternehmen begrü-
ßen. Jeweils rund 7 % der Unternehmen erhoffen sich Hilfe in Form einer Be-
ratung bei der Einrichtung altersgerechter Arbeitsplätze sowie bei der Rekru-
tierung von Fachkräften im Ausland (vgl. Abbildung 35). 

Abbildung 35: Gewünschter Unterstützungsbedarf nach Aktivitätsgrad der Un-
ternehmen, Mehrfachantworten 

© IfM Bonn
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Die Tatsache, dass relativ wenige Unternehmen eine staatliche Unterstützung 
in den genannten Bereichen für wünschenswert halten, erklärt sich zum Teil 
dadurch, dass die Unternehmen diese Tätigkeiten nicht als betriebliche, son-
dern als staatliche Aufgabe verstehen bzw. solche Maßnahmen (trotz einer 
möglichen ergänzenden Förderung) aufgrund mangelnder Kapazitäten nicht 
ergreifen können. Die vorherigen Kapitel hatten bereits aufgezeigt, dass im 
Bereich Kinderbetreuung, Gesundheitsfürsorge, Arbeitsorganisation oder in-
ternationale Personalsuche nur relativ wenige Unternehmen Maßnahmen er-
griffen haben. Wer sich nicht in dem Feld engagieren will, hat auch keinen Be-
darf für staatliche Hilfen. Werden daher nur die jeweils in diesen Bereichen 
bereits aktiven Unternehmen betrachtet, fällt der Unterstützungsbedarf deutlich 
höher als im Sampledurchschnitt aus (vgl. Abbildung 35). Immerhin 70 % der 
ausbildenden Unternehmen sehen dann einen Handlungsbedarf bei der Quali-
fizierung von Ausbildungsplatzbewerbern. Von den Unternehmen, die betrieb-
liche Kinderbetreuungsplätze anbieten oder entsprechende Pläne hegen, 
wünscht sich jedes dritte eine Unterstützung. Ähnlich hoch ist der Anteil bei 
den Unternehmen, die in den letzten Jahren Personal im Ausland gesucht ha-
ben. Am seltensten wird mit einem Anteil von jeweils knapp 20 % Förderung in 
den Bereichen betriebliche Gesundheitsvorsorge und Einrichtung altersge-
rechter Arbeitsplätze für erforderlich gehalten. Von den gegenwärtig nicht akti-
ven Unternehmen wünschen sich - mit Ausnahme des in öffentlichen Diskus-
sionen thematisierten Problems der zu geringen Ausbildungsreife - ver-
gleichsweise wenige öffentliche Unterstützung. D.h., die Einführung von ent-
sprechenden Fördermaßnahmen würde zwar die Tätigkeit bereits aktiver Un-
ternehmen fördern, jedoch vermutlich nicht die Zahl solcher Unternehmen im 
nennenswerten Umfang erhöhen.  

Die Gründe für das fehlende Engagement können kapazitätsabhängig sein. 
Daher sollen die Antworten nach Unternehmensgrößenklassen gegliedert wer-
den. Um die Darstellung zu vereinfachen, wird dabei nur der Gesamtwert für 
alle Unternehmen unabhängig vom gegenwärtigen Aktivitätsgrad betrachtet. 
Für die Aktivitätsfelder "Qualifikation von Ausbildungsplatzbewerbern", "be-
triebliche Kinderbetreuungsmöglichkeiten" und "Rekrutierung von Mitarbeitern 
im Ausland" gilt, dass größere Unternehmen häufiger einen Unterstützungs-
wunsch äußern als kleinere Unternehmen (vgl. Tabelle 49). Dies ist auf eine 
höhere Aktivität größerer Unternehmen in diesen Bereichen zurückzuführen 
(vgl. Kapitel 6.2). In der Gruppe der Aktiven lassen sich keine Unterschiede 
zwischen den KMU und Großunternehmen bezüglich des geäußerten Unter-
stützungsbedarfs feststellen. In Hinblick auf die betriebliche Gesundheitsfür-
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sorge und Einrichtung altersgerechter Arbeitsplätze ist der Wunsch nach Un-
terstützung größenunabhängig auf niedrigem Niveau.  

Tabelle 49: Innerbetriebliche Maßnahmen der Personalpolitik, für die Unter-
nehmen öffentliche Unterstützung wünschen, Mehrfachantworten, 
Anteil der Unternehmen je Beschäftigtengrößenklasse in % 

 Unternehmen mit .... Beschäftigten 

  5 bis 9 10 bis 49 50 bis 
249 

250 und 
mehr 

Insge-
samt 

Signifi-
kanz 

Erhöhung des Qualifikationsniveaus bei Aus-
bildungsplatzbewerbern 29,6 58,4 65,0 61,5 49,6 *** 

Betriebliche Gesundheitsfürsorge 15,3 14,6 25,0 23,1 15,9  

Ausbau betrieblicher Kinderbetreuung 9,2 16,4 25,0 33,3 15,1 ** 

Beratung für die Einrichtung altersgerechter 
Arbeitsplätze 6,1 6,3 11,9 8,3 6,7  

Rekrutierung von Mitarbeitern im Ausland 1,3 9,3 8,5 15,4 6,7 ** 

Nachrichtlich: Keine öffentl. Unterstützung  49,3 29,0 16,9 16,7 34,5 *** 
n = 694     © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 %. 

Welche Unterstützungsleistung gewünscht wurde, hängt außerdem von der 
Wirtschaftszweigzugehörigkeit des Unternehmens ab. Öffentliche Hilfen für 
Maßnahmen, die der vorbereitenden Qualifizierung von Auszubildenden bzw. 
der betrieblichen Gesundheitsfürsorge dienen, wünschen überproportional vie-
le Unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe sowie dem Gesundheits- 
und Sozialwesen (vgl. Tabelle 50).  

Für eine Unterstützung beim Ausbau betrieblicher Kinderbetreuungsmöglich-
keiten plädieren v.a. Unternehmen aus den Branchen Unternehmensnahe 
Dienstleistungen, Gesundheits-/Sozialwesen und Sonstige/Personenbezogene 
Dienstleistungen. Bei den übrigen Unterstützungswünschen bestehen keine  
branchenspezifischen Unterschiede. Auch der Anteil der Unternehmen ohne 
Unterstützungswunsch ist in allen Wirtschaftszweigen weitgehend gleich hoch. 
Allerdings sprechen sich doppelt so viele exportierende Unternehmen als 
nichtexportierende Unternehmen für Hilfen bei der Mitarbeitersuche im Aus-
land aus.   
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Tabelle 50: Innerbetriebliche Maßnahmen der Personalpolitik, für die Unter-
nehmen öffentliche Unterstützung wünschen, Mehrfachantworten, 
Anteil der Unternehmen je Wirtschaftszweig in % 

 

Verarbeit. 
Gew., 

Bergbau, 
Energie-/ 
Wasser-

vers. 

Bauge-
werbe 

Handel, 
Gastge-
werbe, 

Verkehr, 
Nachrich-

ten 

Unter- 
neh-

mens- 
nahe DL

Gesund-
heits-/ 
Sozial-
wesen 

Sonsti-
ge/Per- 
sonen- 

bezogene 
DL 

Insge-
samt 

Sig-
nifi-
kanz

Erhöhung des Qualifika-
tionsniveaus bei Ausbil-
dungsplatzbewerbern 62,5 47,1 49,8 48,6 51,0 38,6 49,5 * 

Betriebliche Gesund-
heitsfürsorge 29,8 9,9 12,4 15,1 18,4 15,0 15,8 ** 

Ausbau betrieblicher 
Kinderbetreuung 8,7 9,9 12,4 20,8 34,7 18,8 15,2 ***

Beratung für die Einrich-
tung altersgerechter 
Arbeitsplätze 13,5 6,6 5,1 4,7 4,1 6,9 6,7  

Rekrutierung von Mitar-
beitern im Ausland 5,8 4,1 6,9 9,5 12,2 5,0 6,7  

Nachrichtlich: Keine öfftl. 
Unterstützung  27,9 37,2 37,2 36,8 18,4 38,0 34,5  
n = 694       © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 %. 

Westdeutsche Unternehmen äußern insgesamt seltener als ostdeutsche Un-
ternehmen einen Wunsch nach öffentlicher Hilfe für die genannten Bereiche 
der Personalpolitik. Ostdeutsche Unternehmen benötigen signifikant häufiger 
Unterstützung bei der Bewerbersuche im Ausland. Bei allen anderen Maß-
nahmefeldern unterscheidet sich das Antwortverhalten nicht signifikant nach 
der Herkunft der Antwortenden.  
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Abbildung 36: Innerbetriebliche Maßnahmen der Personalpolitik, für die Un-
ternehmen öffentliche Unterstützung wünschen, Anteil der Un-
ternehmen nach Regionen, Mehrfachantworten 

© IfM Bonn
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7.2 Verbesserung wirtschaftpolitischer Rahmenbedingungen 

Neben einer direkten Förderung betrieblicher Aktivitäten kann der Staat durch 
Schaffung von günstigen Rahmenbedingungen den Unternehmen bei der Be-
wältigung demografisch bedingter Herausforderungen helfen. Zu den relevan-
ten Handlungsfeldern gehören z.B. die Bereiche Arbeitsmarkt-, Einwande-
rungs-, Struktur- und Bildungspolitik. In diesem Zusammenhang wurden die 
Unternehmen gefragt, welche Maßnahmen sie in den betreffenden Bereichen 
vor dem Hintergrund demografischer Veränderungen für notwendig halten.  

Insgesamt rund 90 % der Unternehmen sprechen sich für Veränderungen wirt-
schaftspolitischer Rahmenbedingungen aus. Die Unternehmen sehen dabei 
v.a. Defizite im Bildungsbereich: 76 % halten eine Steigerung des Bildungsni-
veaus von Kindern und Jugendlichen für erforderlich (vgl. Abbildung 37). Mit 
einem Anteil von 53 % steht der Wunsch einer verbesserten Vermittlung durch 
Arbeitsagenturen an der zweiten Stelle der Nennungen. Fast jedes zweite Un-
ternehmen plädiert zudem für einen Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung, 
um Potenziale von arbeitswilligen Frauen und Männern mit Kindern besser 



 

 

142

nutzen zu können. Mit einem Anteil von rund einem Drittel sprechen sich eben-
falls viele Unternehmen für eine verstärkte Förderung der Fort- und Weiterbil-
dung aus, indem sie eine Einführung von staatlichen Weiterbildungsdarlehen 
- ähnlich wie für die Meisterausbildung im Handwerksbereich - befürworten.64  

Abbildung 37: Notwendige öffentliche Maßnahmen zur Bewältigung demogra-
fiebedingter Herausforderungen aus Sicht der Unternehmen, 
Mehrfachantworten, Anteil der Unternehmen  

© IfM Bonn
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Rund 19 % der Unternehmen halten eine Öffnung der Arbeitsmärkte für Ar-
beitskräfte aus Nicht-EU-Staaten und 14 % für Arbeitskräfte aus den östlichen 
EU-Beitrittsländern für notwendig, um die demografiebedingten Herausforde-
rungen zu bewältigen. Im Übrigen besteht auch hier ein positiver Zusammen-
hang zwischen der Aktivität der Unternehmen in diesem bestimmten Gebiet 
und dem Reformwunsch: So plädieren z.B. Unternehmen, die in den letzten 
fünf Jahren Personal im Ausland gesucht haben, signifikant häufiger für eine 
Öffnung der Arbeitsmärkte (41 % für Nicht-EU-Staaten, 34 % für osteuro-
päische EU-Staaten) als die übrigen Unternehmen. 

                                         

64  Im Gesamtblick des Reformbedarfs und der für betriebliche Aktivitäten geäußerten Un-
terstützungswünsche zeigt sich somit, dass eine dem demografischen Wandel angemes-
sene Wirtschaftspolitik aus unternehmerischer Sicht vor allem Investitionen in die Bil-
dungspolitik erfordert. 
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Ein Fünftel der Unternehmen spricht sich für eine Aufrechterhaltung der Förde-
rung von Frühverrentungen bzw. Abfindungen für Ältere aus, die den Plänen 
der Bundesregierung nach zukünftig auslaufen sollen. Ähnlich viele Unter-
nehmen halten spezielle Zuwanderungsanreize für bevölkerungsschwache 
Regionen für notwendig. Rund 7 % der Unternehmen fordern die Einstellung 
der  Gewährung von Umzugshilfen durch die Arbeitsagenturen bei Arbeitsauf-
nahme in einer anderen Region.  

In den offenen Antworten geben mehrere Unternehmen zudem einen Bedarf 
für eine Imagekampagne in den Massenmedien, die die Arbeitsfähigkeit Älte-
rer herausstellt, zu Protokoll. Daneben wurde mehrfach gefordert, auf das Alter 
der Arbeitskräfte bezogene Rechtsnormen anzupassen: die Aufhebung von 
Altersbeschränkungen für die Ausübung einer Berufstätigkeit (z.B. in der For-
schung/Lehre oder Sachverständigentätigkeit sowie im Gesundheits- und Jus-
tizwesen).65  

Ob ein Reformbedarf geäußert wird, wird in drei Maßnahmefeldern von der 
Unternehmensgröße beeinflusst: Arbeitsmarktöffnungen für Zuwanderer aus 
Osteuropa oder Nicht-EU-Staaten sowie den Beibehalt der Frühverrentungs-
regeln werden grundsätzlich von größeren Unternehmen häufiger gefordert als 
von kleinen Unternehmen (vgl. Anhangtabelle B13).  

Zudem treten in Abhängigkeit von Wirtschaftszweigen Unterschiede im Ant-
wortverhalten der Unternehmen auf (vgl. Tabelle 51). Mehr Anstrengungen im 
der Berufsausbildung vorgelagerten Bildungsbereich fordern die Unternehmen 
in den Branchen Verarbeitendes Gewerbe, Unternehmensnahe Dienstleistun-
gen sowie Sonstige/Personennahe Dienstleistungen überdurchschnittlich häu-
fig. Einen Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung halten die Unternehmen 
aus den Wirtschaftszweigen Unternehmensnahe Dienstleistungen, Gesund-
heits-/Sozialwesen sowie Sonstige/Personennahe Dienstleistungen besonders 
häufig für notwendig.   

                                         

65  Weiterhin sollte dem Alter bei der Sozialauswahl bei betriebsbedingten Kündigungen im 
Vergleich zu Qualifikationen weniger Gewicht beigemessen werden, damit ein Unter-
nehmen nicht nur jüngere Personen entlassen müsse. Zur Erhöhung des Arbeitskräftepo-
tenzials sollte zudem die Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht erwogen werden. Vie-
le Antworten betreffen die finanzielle und personelle Ausstattung im Gesundheitswesen 
und Altenpflegebereich bzw. die Ausgaben der relevanten Sozialversicherungssysteme, 
da diese Ausgaben bzw. die entsprechenden Vergütungsregeln die Nachfrage und 
Preisgestaltung erheblich bestimmen. 
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Tabelle 51: Notwendige öffentliche Maßnahmen zur Bewältigung demografie-
bedingter Herausforderungen aus Sicht der Unternehmen, nach 
Wirtschaftszweigen, Mehrfachantworten in % 

 

Verarbeit. 
Gew., 

Bergbau, 
Energie-/ 
Wasser-

vers. 

Bauge-
werbe 

Handel, 
Gastge-
werbe, 

Verkehr, 
Nachrich-

ten 

Unter- 
neh-

mens- 
nahe DL

Gesund-
heits-/ 
Sozial-
wesen 

Sonsti-
ge/Per- 
sonen- 
bezo- 

gene DL 

Insge-
samt 

Sig-
nifi-
kanz 

Bildungsniveau von Kin-
dern/Jugendlichen 86,5 72,5 71,1 78,8 63,3 80,0 75,5 ** 

Vermittlungsfunktion der 
Arbeitsagenturen  51,9 54,5 50,9 57,3 36,7 58,0 52,7  

Öffentliche Kinder-
betreuung 41,3 35,5 45,0 57,7 60,0 56,4 47,4 ** 

Weiterbildungsdarlehen 42,3 29,8 34,4 37,5 18,4 35,0 34,2  

Erhalt der Regeln für 
Frühverrentung/ 
Abfindungen 17,3 25,8 27,1 15,4 10,2 18,0 21,2 * 

Zuwanderungsanreize 
für bevölkerungsschwa-
che Regionen 14,4 19,8 22,9 24,3 32,0 14,9 20,8  

Öffnung der Arbeits-
märkte für Nicht-EU- 
Staaten 26,9 10,7 17,0 20,2 20,4 20,0 18,5  

Öffnung der Arbeits-
märkte für Ost-EU-
Staaten 17,3 14,0 11,5 17,5 26,5 8,0 14,2 * 

Abschaffung der Um-
zugsprämien für Arbeits-
lose 4,8 5,8 11,5 4,8 0,0 3,0 6,5 ** 

Nachrichtlich: Keine 
staatlichen Maßnahmen 3,8 5,8 17,4 8,7 10,2 13,0 10,9 ** 
n = 691       © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 %. 

Für den Erhalt von Frühverrentungs- und Abfindungsregelungen plädieren Un-
ternehmen der Branchen Handel/Gastgewerbe/Verkehr/Nachrichten sowie 
Bau überproportional häufig. Eine erleichterte Zuwanderung von Arbeitskräften 
aus Osteuropa wird dagegen vor allem von Unternehmen im Verarbeitenden 
Gewerbe, im Bereich Unternehmensnahe Dienstleistungen sowie im Gesund-
heits-/Sozialwesen als notwendig für die Bewältigung für die demografiebe-
dingten Herausforderungen gehalten. Eine Abschaffung der Umzugshilfen für 
Arbeitslose fordern Unternehmen aus Wirtschaftszweigen mit einem vorwie-
gend regionalen Absatz, sprich Handel/Gastgewerbe/Verkehr/Nachrichten und 
Sonstige/Personenbezogene Dienstleistungen, überproportional häufig. 
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Abbildung 38: Notwendige öffentliche Maßnahmen zur Bewältigung demogra-
fiebedingter Herausforderungen aus Sicht der Unternehmen, 
nach Regionen, Mehrfachantworten, Anteil der Unternehmen  

© IfM Bonn
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Abschaffung der Umzugsprämien der AA
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n = 691  
*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 %. 

Welchen Handlungsbedarf die Befragten benennen, hängt auch vom Unter-
nehmenssitz in Ost- oder Westdeutschland ab (vgl. Abbildung 38). Ostdeut-
sche Unternehmen wünschen sich weitaus häufiger als westdeutsche eine 
verbesserte Vermittlung durch Arbeitsagenturen, einen Erhalt der Frühverren-
tungsregeln, Zuwanderungsanreize für Regionen mit geringer Bevölkerungs-
dichte sowie eine Abschaffung der Umzugshilfen für Arbeitslose, dagegen sel-
tener als westdeutsche Weiterbildungsdarlehen oder eine Öffnung der Ar-
beitsmärkte für Bewerber aus Nicht-EU-Staaten. Im Bereich Bildung und Kin-
derbetreuung sehen die Unternehmen beider Regionen in ähnlich großem Um-
fang Handlungsbedarf. Dies gilt auch hinsichtlich der Öffnung der Arbeitsmärk-
te für osteuropäische Arbeitskräfte.  
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8. Resümee und Handlungsempfehlungen 

Der demografische Wandel stellt den deutschen Mittelstand vor große Heraus-
forderungen. Die Alterung der Bevölkerung führt bereits in der kommenden 
Dekade zu spürbaren Veränderungen der Absatzmärkte und des Arbeitskräf-
teangebots. Die Unternehmen müssen ihr Angebot an die älter werdende Be-
völkerung anpassen oder ihre Absatzmärkte erweitern. Gleichzeitig ist mit  
einem deutlichen Anstieg des Durchschnittsalters der Belegschaften und  
einem zunehmenden Nachwuchsmangel zu rechnen. Die vorliegende Studie 
untersucht auf Basis einer repräsentativen Unternehmensbefragung den In-
formationsstand und die Aktivitäten der Unternehmen in Hinblick auf den de-
mografischen Wandel im absatz- und personalpolitischen Bereich. Im Folgen-
den werden die Befragungsergebnisse zusammengefasst und Handlungsemp-
fehlungen für die öffentliche Hand formuliert. 

8.1 Demografischer Wandel - Problembewusstsein und Anpassungs-
strategien im deutschen Mittelstand 

Der demografische Wandel ist den meisten Unternehmen ab fünf Beschäftig-
ten in Deutschland ein Begriff. Über 80 % der Unternehmen haben das Thema 
bereits zur Kenntnis genommen, wenngleich sich nur etwa jedes dritte Unter-
nehmen mit den konkreten Auswirkungen der demografischen Entwicklung auf 
die eigene Tätigkeit auseinandergesetzt hat. Im Osten Deutschlands sind klei-
ne und große Unternehmen ähnlich gut über den demografischen Wandel in-
formiert, wohingegen im Westen umso mehr Unternehmen einen guten Infor-
mationsstand aufweisen, je größer das Unternehmen ist.  

Fast alle Unternehmen haben ihre Informationen aus Massenmedien bezogen. 
Andere Informationsquellen wie z.B. Wirtschaftskammern, Branchenverbände, 
das Internet, Fachliteratur oder Konferenzen/Veranstaltungen, Bundes-/Lan-
desregierungen und Sozialversicherungen werden deutlich seltener genutzt. 
Weniger als jedes zehnte Unternehmen hat Informationen von Kommunen o-
der Arbeitsagenturen erhalten. Die Unternehmen geben typischerweise an, 
eine ungefähre Vorstellung von der Bevölkerungsentwicklung zu haben, De-
tailwissen liegt relativ selten vor. Das Wissen der Unternehmen betrifft vor-
nehmlich Deutschland und die unmittelbare Heimatregion, der Informations-
stand bezüglich der demografischen Trends im Ausland ist - selbst unter den 
exportierenden Unternehmen - wesentlich schlechter.  
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Trotz des eher oberflächlichen Wissens scheint das Gros der befragten Unter-
nehmen die demografisch bedingten Veränderungen auf der Absatzseite - zu-
mindest in Hinblick auf den inländischen Markt - zu antizipieren. Dies ist ver-
mutlich darauf zurückzuführen, dass die Unternehmen die Marktentwicklungen 
ständig beobachten und demografisch bedingte Veränderungen der Nachfra-
ge, z.B. die steigende Zahl älterer Kunden, bereits heute zu erkennen sind. 
Dass das Problembewusstsein hoch ist, zeigen sowohl die Einschätzungen 
der Unternehmen bezüglich der erwarteten Folgen des demografischen Wan-
dels als auch ihre Aktivitäten im absatzpolitischen Bereich. So erwarten knapp 
zwei Drittel der Unternehmen, die personenorientierte Produkte oder Dienst-
leistungen anbieten, dass sich aufgrund der Alterung mittel- bis langfristig die 
Kundenbedürfnisse ändern werden. Außerdem lässt sich in der Tendenz eine 
Übereinstimmung zwischen den demografisch bedingten Veränderungen der 
Nachfrage und den Erwartungen der Unternehmen feststellen: Unternehmen, 
deren Angebot sich an schrumpfende Bevölkerungsgruppen, d.h. Kinder/Ju-
gendliche bzw. Personen im mittleren Alter, richtet - dies trifft auf rund 2 % 
bzw. 12 % aller Unternehmen ab fünf Beschäftigten zu -, geben überdurch-
schnittlich häufig an, dass sie mit einer sinkenden Nachfrage nach ihren Pro-
dukten/Dienstleistungen in Deutschland rechnen, lediglich eine Minderheit 
geht von einer wachsenden Nachfrage aus. Erwartungsgemäß sieht die Ein-
schätzung derjenigen Unternehmen, zu deren Zielgruppe die ältere Bevölke-
rung gehört und die daher von der demografischen Entwicklung profitieren, 
genau umgekehrt aus. Bei den Unternehmen, die keine altersspezifischen 
Produkte anbieten, lässt sich keine eindeutige Richtung hinsichtlich der erwar-
teten Nachfrageentwicklung feststellen.     

Viele Unternehmen haben den Anpassungsbedarf im absatzpolitischen Be-
reich nicht nur erkannt, sondern auch bereits Antwortstrategien entwickelt. 
Insgesamt jeweils 45 % der Anbieter personenorientierter Produkte/Dienstleis-
tungen haben ihr Produktangebot bzw. ihre Vermarktungswege stärker auf 
ältere Kunden ausgerichtet, jeweils gut ein Fünftel plant entsprechende Ver-
änderungen. Kleine Unternehmen erweisen sich dabei als genauso aktiv wie 
große. In Westdeutschland finden sich mehr Unternehmen, die entsprechende 
Maßnahmen ergriffen oder geplant haben als in Ostdeutschland. In Hinblick 
auf die Branchenzugehörigkeit ergeben sich im Bereich Produktanpassung 
keine signifikanten Unterschiede bezüglich der aktiven oder planenden Unter-
nehmen, wenn auch die Wahl einzelner Maßnahmen und deren zeitliche Um-
setzung von Branche zu Branche variieren. Anpassungen der Kommunikation, 
Kundenbetreuung oder Vertriebswege wurden v.a. im Baugewerbe, im Bereich 
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Handel/Gastgewerbe/Verkehr/Nachrichten und im Gesundheits- und Sozial-
wesen vorgenommen bzw. geplant.  

Alternativ planen insgesamt etwa 60 % aller Unternehmen Marktausdehnun-
gen, davon jedes dritte aus demografisch bedingten Gründen. Auf diese Mög-
lichkeit greifen besonders oft kleine Unternehmen, ostdeutsche Unternehmen 
sowie Unternehmen der Branchen Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, 
Gastgewerbe und Erziehung/Bildung zurück. Die Vorhaben konzentrieren sich 
überwiegend auf den deutschen Binnenmarkt und - insofern exportiert wird - 
auf das ebenfalls bevölkerungsalternde und -schrumpfende Europa. 

Unter den Unternehmen, die aufgrund ihrer absatzpolitischen Ausrichtung auf 
schrumpfende Bevölkerungsgruppen von einem Nachfragerückgang betroffen 
sind, erweisen sich solche mit Orientierung auf Personen mittleren Alters - so-
wohl gemessen an der Anpassung der Produkte als auch in Hinblick auf die 
Markterweiterung - als besonders aktiv. Unternehmen, zu deren Zielgruppe 
Kinder oder Jugendliche gehören, haben bislang solche Maßnahmen seltener 
ergriffen bzw. geplant. Da die letzteren Unternehmen typischerweise klein, auf 
einen regionalen Markt ausgerichtet und ihre Exportfähigkeit bzw. Möglichkei-
ten zur Produktdiversifizierung eingeschränkt sind, muss in diesen Bereichen 
teilweise mit Unternehmensschließungen gerechnet werden. Insgesamt be-
trachtet durfte es jedoch angesichts der geringen Zahl der zu dieser Risiko-
gruppe gehörenden Unternehmen und der Anpassungsaktivitäten in den ande-
ren Unternehmen nicht zu größeren volkswirtschaftlichen Verwerfungen kom-
men.  

In Hinblick auf die Herausforderungen des demografischen Wandels im perso-
nalpolitischen Bereich scheint das Problembewusstsein in den Unternehmen 
weniger stark ausgeprägt zu sein. Dies liegt möglicherweise darin begründet, 
dass die Auswirkungen der Alterung auf das Arbeitskräfteangebot in den meis-
ten Regionen bislang kaum wahrnehmbar sind. So sehen sich mittel- bis lang-
fristig lediglich rund 40 % der Unternehmen mit einer starken Alterung ihrer 
Belegschaften konfrontiert, obwohl die Altersstruktur der Beschäftigten darauf 
hindeutet, dass die überwiegende Mehrheit der Unternehmen - weitgehend 
unabhängig von der Größe, Branche oder Region - von der Alterung betroffen 
ist. Entsprechend selten werden auch Herausforderungen wie ein höherer 
Krankenstand oder steigender Fortbildungsbedarf vorausgesehen. Am häu-
figsten wird noch mit einem Mangel an Fach- und Führungskräften sowie stei-
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genden Personalkosten aufgrund höherer Entlohnung gerechnet. Von diesen 
Auswirkungen geht jeweils knapp die Hälfte der Unternehmen aus.  

Angesichts dieser Erwartungen erstaunt es kaum, dass relativ wenige Unter-
nehmen eine aktive Strategie verfolgen, die Beschäftigungsfähigkeit ihrer Mit-
arbeiter auf lange Sicht aufrechtzuerhalten. Dies betrifft sowohl den Bereich 
der Gesundheitsförderung als auch der Qualifizierung. So setzt lediglich rund 
jedes zweite Unternehmen zum Teil gesetzlich vorgeschriebene gesundheits-
fördernde Maßnahmen wie werksärztliche Untersuchungen oder ergono-
mische Arbeitsplatzgestaltung bzw. Arbeitschutzvorkehrungen um. Der Anteil 
der Unternehmen, die Gesundheitsfürsorge dieser Art betreiben, ist v.a. bei 
kleineren Unternehmen mit bis unter 50 Beschäftigten besonders niedrig. 
Freiwillige gesundheitsfördernde Maßnahmen wie Gesundheitskurse, be-
triebseigene Sportangebote oder eine Förderung außerbetrieblicher Sportakti-
vitäten der Mitarbeiter werden noch deutlich seltener praktiziert, v.a. in KMU. 
Auch unter der Berücksichtigung von Unternehmen, die gesundheitsfördernde 
Maßnahmen planen, ändert sich nicht der gewonnene Eindruck, dass der Ge-
sundheitsvorsorge zur Zeit keine herausragende Bedeutung beigemessen 
wird. Aber auch der Bereich Fort- und Weiterbildung scheint noch keine hohe 
Priorität zu genießen: Insgesamt geben rund 55 % der Unternehmen an, le-
benslanges Lernen der Mitarbeiter zu fördern oder entsprechende Maßnah-
men geplant zu haben. Spezielle Qualifizierungsmaßnahmen für ältere Be-
schäftigte sehen aber weniger als 30 % der Unternehmen vor. Auch im Be-
reich der Qualifizierung erweisen sich v.a. größere Unternehmen als aktiv. 

Auch wenn, wie bereits oben erwähnt, fast die Hälfte der Unternehmen zukünf-
tig mit einem Fachkräftemangel rechnet, scheint sich die Personalpolitik in den 
meisten Unternehmen an der weitestgehend entspannten Arbeitsmarktlage 
der letzten Jahre zu orientieren. Das erforderliche Know-how wird typischer-
weise über den externen Arbeitsmarkt beschafft, während die interne Per-
sonalbeschaffung eine deutlich untergeordnete Rolle spielt. Darauf deutet 
nicht nur der relativ geringe Stellenwert der Qualifizierung und der Gesund-
heitsförderung hin. Auch personalbindende Maßnahmen, die auf eine Verbes-
serung von Arbeitsbedingungen abzielen oder die Attraktivität des Unterneh-
mens z.B. hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf erhöhen, wer-
den selten praktiziert. 

Viele Unternehmen scheinen gegenwärtig von den Überlegungen geleitet zu 
sein, die Probleme der Alterung durch eine verstärkte Rekrutierung jüngerer 
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Bewerber und Produktivitätssteigerungen mittels verbesserter technischer 
Ausstattung zu lösen. Entsprechend engagieren sich relativ viele Unterneh-
men im Bereich der Nachwuchssicherung, v.a. im Rahmen des Dualen Sys-
tems der Berufsausbildung. Diese Strategie mag angesichts der großen Zahl 
der Jugendlichen zur Zeit noch erfolgversprechend sein. Sie wird jedoch be-
reits in der kommenden Dekade immer stärker an ihre Grenzen stoßen. Gera-
de KMU werden zukünftig verstärkt nach alternativen Wegen zur Deckung des 
Personalbedarfs suchen und auf bisher wenig erschlossene Arbeitskräftepo-
tenziale wie z.B. Ältere, Frauen mit Kindern oder Ausländer zugreifen müssen. 
Die Studie kann zwar keine grundsätzliche Abneigung der Unternehmen ge-
genüber einer (verstärkten) Beschäftigung dieser Personengruppen feststel-
len, es lassen sich jedoch auch keine Indizien dafür finden, dass seitens der 
Unternehmen bereits besondere Anstrengungen unternommen werden, um 
diese Arbeitskräftepotenziale zu erschließen. Verantwortlich hierfür sind u.a. 
spezifische Hürden. Hemmnisse liegen in Hinblick auf die Beschäftigung von 
Ausländern z.B. in der mangelnden sprachlichen Kompetenz der Bewerber, 
kulturellen Unterschieden, Vorbehalten in der Belegschaft oder bei den Kun-
den sowie in administrativen Hindernissen wie der Arbeitserlaubniserteilung 
oder dem vorgeschriebenen Mindesteinkommen für Hochqualifizierte. In Hin-
blick auf die Beschäftigung von Älteren liegen häufig Vorurteile vor. So benen-
nen z.B. 40 % der Unternehmen einen starken Kündigungsschutz als Grund 
für die Nichteinstellung von älteren Bewerbern, obwohl es seit längerem eine 
Möglichkeit der befristeten Einstellung und Erprobung von Älteren gibt. 

Angesichts der demografischen Entwicklung wird sich die Personalarbeit vieler 
Unternehmen, darunter insbesondere der kleineren, in den nächsten Jahren 
auf einen höheren Aufwand bei der Deckung des Personalbedarfs in quantita-
tiver und qualitativer Hinsicht einrichten müssen. Da mittelständische Unter-
nehmen im Vergleich zu Großunternehmen einen geringeren Bekanntheits-
grad am Arbeitsmarkt genießen und auch seltener in der Lage sind, hohe Ent-
gelte oder Zusatzleistungen anzubieten, werden sie bei der Wahl von Perso-
nalbindungs- und -rekrutierungsmaßnahmen kreativ sein müssen. Potenzial 
haben sie vor allem im Bereich Arbeitszeitgestaltung, Familienfreundlichkeit, 
Standortqualität, kreativen Arbeitsinhalten sowie Karrierechancen. Gerade vie-
le größere Unternehmen scheinen ihre Attraktivität als Arbeitgeber in diesen 
Bereichen zu überschätzen.  



 

 

151

8.2 Empfehlungen an die öffentliche Hand 

Die Bestandsaufnahme zum Wissensstand und den Aktivitäten der Unterneh-
men zeigt, dass im Bereich Absatz und Vermarktung bereits viele Unterneh-
men mit Anpassungen reagiert haben oder dies zumindest planen. Für die öf-
fentliche Hand besteht somit eher geringerer, höchstens branchenspezifischer 
Aufklärungs- und Handlungsbedarf. Im Gegensatz dazu wächst das Problem-
bewusstsein und der Aktivitätsgrad auf Seiten der Personalpolitik in Unter-
nehmen nur langsam. Dies ist teilweise auf unzureichende Informiertheit, aber 
auch auf finanzielle bzw. personelle Engpässe sowie zum Teil rechtliche Hür-
den bei der erforderlichen Anpassung personalpolitischer Maßnahmen zurück-
zuführen. Hieran kann eine öffentliche Unterstützungspolitik ansetzen. 

Am wichtigsten wäre es aus unserer Sicht, die Unternehmen in Bezug auf den 
demografischen Wandel und seine Folgen für das unternehmerische Tun um-
fassender zu informieren. Dies dürfte viele Unternehmen zu mehr Eigeninitiati-
ve veranlassen. Das Wissen über die zu erwartende Bevölkerungsentwicklung 
sollte den allgemeinen, von den Massenmedien vermittelten Informationsge-
halt übersteigen. Es fehlt vor allem an Kenntnissen über regionale und globale 
Entwicklungen, obwohl solche Prognosen von zahlreichen Stellen, z.B. statis-
tischen Landesämtern oder auch Kommunen, angeboten werden. Die von der 
UNO erstellten Bevölkerungsprognosen für das Ausland stehen beispielsweise 
auf der Homepage der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung zum Download 
bereit,66 scheinen aber nicht ausreichend Verbreitung zu finden. In Abhängig-
keit von der Betroffenheit der Region und vom Informationsbedarf können In-
termediäre wie sogenannte Demografieberater (wie z.B. in NRW), landesweite 
oder lokale Konferenzen (wie z.B. der IHK Chemnitz oder des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen) oder lan-
desbezogene Experten-/Beratungsgremien (wie z.B. in Thüringen) geeignete 
Wege zur Ansprache der Unternehmen sein. Insbesondere in den alten Bun-
desländern scheinen öffentliche Institutionen, die i.d.R. Informationen mit loka-
lem Bezug anbieten, die Unternehmen noch wenig zu erreichen. Offenbar ge-
lingt es auch den Arbeitsagenturen nicht ausreichend, die Unternehmen über 
die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials, den anstehenden Weiterbil-
dungsbedarf, veränderte Rechtsnormen sowie Förderprogramme für die Be-
schäftigung älterer Personen zu informieren.  

                                         

66  http://www.weltbevoelkerung.de 
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Hinsichtlich des Themas Beschäftigung von älteren Arbeitnehmern besteht ein 
besonderer Aufklärungsbedarf. Viele Unternehmen sind sich der Herausforde-
rungen der Alterung nicht bewusst. Dies äußert sich u.a. darin, dass sich ledig-
lich eine Minderheit von Unternehmen Unterstützung bei den betrieblichen 
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung oder bei der Einrichtung altersgerech-
ter Arbeitsplätze wünscht. Gut ein Fünftel der Unternehmen spricht sich sogar 
für eine Aufrechterhaltung der Frühverrentungsförderung aus. Die arbeits-
markt- und rentenpolitischen Argumente, die für eine verstärkte Beschäftigung 
Älterer sprechen, sollten mittels einer Informationskampagne in den Massen-
medien erläutert werden, z.B. auch um Forderungen, die Einschränkungen zur 
Frühverrentungspraxis wieder aufzuheben, zu begegnen. Ergänzend sollten 
Altersbeschränkungen für die Ausübung einer Berufstätigkeit67 aufgehoben 
werden. Auch die Themen Gesundheitsförderung oder Einrichtung von alters-
gerechten Arbeitsplätzen sollten verstärkt in den Blick der Öffentlichkeit ge-
rückt werden, u.a. angesichts der rentenpolitisch gewollten Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit. Soll die Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten länger erhalten 
bleiben, haben die Unternehmen mehr arbeitsorganisatorische Anpassungen, 
z.B. hinsichtlich der Freistellungen für Pflegefälle, vorzunehmen, als sie sich 
im Jahr 2007 vorstellen konnten. Aufgrund eines zu erwartenden höheren 
Krankenstandes infolge der Alterung der Belegschaften sollten mehr Maß-
nahmen zur Vorsorge, Nachbetreuung sowie Rehabilitation in den Betrieben 
unterstützt werden. Dafür wäre eine Korrektur krankenversicherungsrechtlicher 
Normen im Bereich der Wiedereingliederung notwendig.68 Ferner wäre zu  
überprüfen, ob Beratungsangebote zur Gesundheitsförderung oder zur Ein-
richtung belastungsarmer Arbeitsplätze erprobt und ausgebaut werden sollen. 

Neben einer Aufklärung kann der Staat durch eine Verbesserung wirtschafts-
politischer Rahmenbedingungen den Unternehmen bei der Bewältigung de-
mografisch bedingter Herausforderungen helfen. Der größte Handlungsbedarf 
besteht aus Sicht der Unternehmen im Bereich Bildungspolitik: Gut drei Viertel 
der Unternehmen halten eine Erhöhung des Bildungsniveaus von Kindern und 
Jugendlichen für dringend erforderlich. Jedes zweite Unternehmen wünscht 
sich eine direkte Hilfe bei der Nachqualifizierung von Ausbildungsplatzbewer-
                                         

67  So dürfen z.B. Zahnärzte, Ärzte und Psychotherapeuten nach der Vollendung des 68. 
Lebensjahres keine Kassenpatienten mehr behandeln. Gesetzlich vorgeschriebene Al-
tersgrenzen gelten grundsätzlich für Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst.  

68  Da das deutsche Arbeitsrecht von einer hundertprozentigen Arbeitsunfähigkeit ausgeht, 
bestehen z.B. Rechtsunsicherheiten in Bezug auf den teilweisen Wiedereinsteig von (pri-
vatversicherten) Erkrankten ins Berufsleben, z.B. im Wege von Teilzeitregelungen. 
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bern. Eine Verbesserung der Ausbildungsreife von Schulabgängern würde 
70 % aller ausbildenden Unternehmen entlasten. Viele Unternehmen plädieren 
zudem für eine verstärkte Förderung der Fort- und Weiterbildung bei Er-
wachsenen, z.B. in Form von Bildungsdarlehen oder -prämien.69 Möglicher-
weise könnte ein tariflicher oder gesetzlicher Anspruch auf Freistellungen für 
(Weiter-)Bildungsaktivitäten, die z.B. zeitlich oder inhaltlich über den in einigen 
Bundesländern bestehenden Anspruch auf Bildungsurlaub70 hinausgehen, 
das Bildungsengagement der Erwerbsfähigen fördern.71  

Jedes zweite Unternehmen sieht im Angebot öffentlicher Kinderbetreuungsein-
richtungen einen wichtigen Ansatzpunkt für die Wirtschaftspolitik, um die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und damit die Arbeitsfähigkeit von Frauen mit 
Kindern zu verbessern. Allerdings ist nur eine Minderheit der Unternehmen 
willens bzw. in der Lage, einen eigenen Beitrag dazu zu leisten: Insgesamt 
wollen nur rund 2 % aller Unternehmen ab fünf Beschäftigten einen eigenen 
Betriebskindergarten eröffnen. Ein 2008 gestartetes Programm der Bundesre-
gierung soll die Errichtung betrieblicher Kinderbetreuungsplätze fördern. Für 
eine Unterstützung entsprechender Aktivitäten haben sich allerdings nur weni-
ge Unternehmen ausgesprochen. Dies deutet daraufhin, dass solch eine staat-
liche Förderung zu keiner nennenswerten Steigerung der Anzahl der Unter-
nehmen führen wird, die betriebliche Kinderbetreuungsplätze anbieten. Aus 
Sicht vieler, gerade kleinerer Unternehmen ohne entsprechende Ressourcen 
für eigene Betreuungseinrichtungen ist der Ausbau der öffentlichen Kinder-
betreuung, u.a. Erhöhung der Angebote für Unterdreijährige und Flexibilisie-
rung der Betreuungsangebote, alternativlos. 

Erhebliche Potenziale hinsichtlich der Deckung des Fachkräftebedarfs beste-
hen nach Meinung der Unternehmen in einer Verbesserung der Vermittlungs-
funktion der Arbeitsagenturen und kommunalen Träger. Diese dürften zukünf-
tig in noch stärkerem Maße vor der Aufgabe stehen, in Zusammenarbeit mit 
den Unternehmen Qualifizierungs- bzw. Arbeitsangebote für unzureichend 

                                         

69  Siehe Diskussion über verschiedenen Fördervarianten in: SESSELMEIER u.a. (2007). 
70  In den allen Bundesländern außer Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen 

gewähren Landesgesetze Arbeitnehmern einen Anspruch auf eine bezahlte Freistellung 
von i.d.R. fünf Arbeitstagen pro Jahr für Bildungskurse, wenn diese politische oder beruf-
liche Themen behandeln (sog. "Bildungsurlaubs"). Siehe dazu Informationen unter: 
www.arbeitundleben.de 

71  Siehe Reaktionen auf die Forderung des DIHK zur Nutzung des Urlaubs zur Weiterbil-
dung: z.B. SPIEGEL online vom 04.08.2007; FOCUS online vom 05.08.2007. 



 

 

154

qualifizierte Arbeitssuchende anzubieten. Arbeitsmarkt- und Bildungsakteure 
wie z.B. Wirtschaftskammern und Berufsschulen können zusammen mit Un-
ternehmen regionale Netzwerke zur Vermeidung eines Fachkräftemangel initi-
ieren. Dafür gibt es bereits zahlreiche Beispiele, z.B. lokale Initiativen für Aus-
bildungsverbünde, Weiterqualifizierung oder Familienfreundlichkeit.  

Der Blick der Unternehmen richtet sich bei der Personalsuche v.a. auf den 
deutschen Arbeitsmarkt. Nur eine Minderheit der Unternehmen, darunter v.a. 
größere sowie exportierende Unternehmen, wünschten sich derzeit eine Öff-
nung des deutschen Arbeitsmarkts für ausländische Bewerber. Für eine Migra-
tion aus osteuropäischen EU-Staaten sprechen sich vor allem Gesundheits-
dienstleister aus, dagegen weniger andere personenorientierte Dienstleister, 
Handels- und Bauunternehmen. Die Wirtschaft erkennt dabei auch, dass es 
gegen eine verstärkte Beschäftigung von Zuwanderern Vorbehalte in der Be-
völkerung und in den Belegschaften gibt. Aufgrund des drohenden Fachkräf-
temangels sollte sich die deutsche Öffentlichkeit noch einmal der Diskussion 
stellen, welche positiven und negativen Auswirkungen mit einer Öffnung der 
Arbeitsmärkte verbunden wären. Dies ist angesichts der bevorstehenden Auf-
hebung der Zuwanderungsbeschränkungen für osteuropäische EU-Staaten ab 
dem Jahr 2012 ohnehin geboten.  

Zwar plädieren nur weniger als 10 % aller Unternehmen für öffentliche Hilfen 
bei der Suche von Fachpersonal im Ausland, aber in den letzten fünf Jahren 
hatten auch nur 15 % aller Unternehmen diesen Suchweg genutzt. Unter die-
sen Unternehmen würde jedes dritte Unternehmen öffentliche Hilfe in diesem 
Bereich begrüßen, vor allem in Ostdeutschland. Daher sollte der Hilfsbedarf in 
den nächsten Jahren beobachtet und bei Bedarf eine gezielte Unterstützung, 
insbesondere kleinerer Unternehmen, durch Arbeitsvermittler erwogen wer-
den. Im Zuge dessen soll u.a. die Höhe des in der Wirtschaft umstrittenen ge-
setzlich vorgeschriebenen Mindesteinkommens für hochqualifizierte Bewerber 
aus dem Ausland neu überdacht sowie die Einreisebestimmungen für auslän-
dische Fachkräfte und ihre Familienangehörige vereinfacht werden. 

Bei einer Ausweitung des Informationsangebots über demografische Entwick-
lungen dürften mehr Unternehmen Marktchancen bei Älteren und/oder im Aus-
land erkennen können. Zur Erschließung von Absatzchancen im Ausland be-
darf es dann im Rahmen der Außenwirtschaftsförderung ggfls. weiterer Unter-
stützung für kleinere Unternehmen in Form von Information, Beratung und 
Auslandsmarketing. Dies spricht für den Erhalt bestehender Förderangebote, 
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speziell für ostdeutsche Unternehmen, die oft lediglich einen regional begrenz-
ten Absatzmarkt, aber häufig Pläne für Marktausweitungen aufweisen. Dar-
über hinaus erscheint eine gezielte Ansprache der betroffenen Unternehmen 
durch die Verbände und Kammern im Hinblick auf die bestehenden Absatz-
möglichkeiten im Ausland speziell unter dem Aspekt der demografischen Ent-
wicklung als sinnvoll. Dies setzt eine intensive Auseinandersetzung dieser In-
stitutionen mit dem demografischen Wandel voraus. 

Viele Unternehmen, gerade aus Ostdeutschland, befürchten für die Zukunft 
Einschnitte bei der Infrastruktur oder die Verteuerung kommunaler Leistungen. 
Die Wirtschaft erwartet somit, dass die öffentliche Verwaltung Chancen auslo-
tet, wie der Bevölkerungsrückgang und die damit drohende Verschlechterung 
der Standortqualität abgeschwächt werden können. Zahlreiche Kommunen 
beraten bereits über Stadtentwicklungskonzepte und setzen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Standortattraktivität um. Für Maßnahmen wie die Zuwanderung 
aus dem Ausland, Umzugshilfen für Arbeitslose, Bildungsangebote oder Infra-
strukturmaßnahmen sind jedoch die Bundes- und Landespolitik in der Verant-
wortung. Jedes vierte Unternehmen spricht sich für Zuwanderungsanreize für 
bevölkerungsschwache Regionen aus, einige Unternehmen bieten z.B. Wohn-
heime für Auszubildende an und machen damit selbst Wanderungspolitik. An-
dererseits werden volkswirtschaftliche Vorteile, die mit (Ab-)Wanderungen von 
Arbeitskräften in Regionen mit Arbeitsplätzen verbunden sein können, von 
wenigen Unternehmen, besonders solchen mit lokalen Marktinteressen, kri-
tisch gesehen. Wenn regionale oder brachenbezogene Interessen mit Maß-
nahmen zur Aktivierung Arbeitsloser kollidieren, sollte die Arbeitsaufnahme 
sowie der Qualifikationserhalt im Vordergrund stehen. Sollte es trotz unter-
nommener Anstrengungen zur Standortsicherung voraussichtlich zu Marktbe-
reinigungen aufgrund des Schwundes der jüngeren Kundengruppen kommen, 
sollten die öffentlichen Einrichtungen wie die Wirtschaftskammern darauf vor-
bereitet sein, Krisen- bzw. Abwicklungsberatung für kleine Unternehmen an-
bieten zu können. 

Wie die Ausführungen oben zeigen, besteht für die Politik, die öffentliche Ver-
waltung und Beratungsinstitutionen wie Verbände und Kammern noch erhebli-
cher Handlungsbedarf, um die Unternehmen bei der Erkennung spezifischer 
Herausforderungen und Chancen des demografischen Wandels und der Ent-
wicklung unternehmerischer Anpassungsstrategien zu unterstützen. Aber auch 
die Unternehmen selbst sollten sich angesprochen fühlen, sich in eigenem In-
teresse mit dem Thema demografischer Wandel konkreter zu befassen und 
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über die notwendigen Anpassungsmaßnahmen nachzudenken. Die vorliegen-
de Studie kann eine individuelle Analyse des unternehmerischen Handlungs-
bedarfs bzw. geeigneter Bewältigungsstrategien nicht gewährleisten. Den Un-
ternehmen stehen aber grundsätzlich zahlreiche Möglichkeiten zur Verfügung, 
sich über regionale und weltweite Bevölkerungsentwicklungen zu informie-
ren72 sowie eine betriebsspezifische Problemanalyse - sei es in eigener Regie 
oder mit Hilfe von externen Fachleuten wie z.B. Demografieberatern - vorzu-
nehmen. Die Befassung mit den Folgen der demografischen Entwicklung be-
deutet i.d.R. eine Abkehr von einer kurzfristigen Absatz- und Personalplanung. 
Viele Unternehmen neigen dazu, nur wenige Jahre voraus zu schauen, was 
angesichts der Unsicherheiten über die Zukunft durchaus verständlich ist. Al-
lerdings ist der demografische Wandel in seiner Grundtendenz unumkehrbar 
und die Probleme, mit denen die Unternehmen aufgrund der demografischen 
Entwicklung in naher Zukunft konfrontiert sein werden, sind vorgezeichnet. Der 
Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte sowie Absatzmärkte wird sich mit der 
Zeit verschärfen. Ein erfolgreiches Bestehen in diesem Wettbewerb kann nur 
mit einer längerfristigen Strategie erreicht werden. Dies gilt in besonderer Wei-
se für kleine und mittlere Unternehmen, denen typischerweise wenig Instru-
mente zu einer kurzfristigen Problemlösung zur Verfügung stehen (z.B. eine 
Erhöhung der Arbeitgeberattraktivität durch höhere Entlohnungsangebote oder 
eine dauerhafte Preissenkung).  

Abschließend sei auf die methodischen Grenzen der vorliegenden Studie hin-
gewiesen. Sie liefert v.a. eine umfangreiche Bestandsaufnahme des Informati-
onsstandes und der Anpassungsaktivitäten in den Unternehmen. Anhand von 
Indikatoren wie der absatzpolitischen Zielgruppenausrichtung oder der Alters-
struktur der Belegschaften konnten zudem Anhaltspunkte gefunden werden, 
die eine erste Einschätzung der Betroffenheit der Unternehmen vom demogra-
fischen Wandel und auf dieser Basis eine grobe Gesamtbewertung ihrer Aktivi-
täten ermöglichen. In welchem Ausmaß der Anpassungsbedarf im Einzelnen 
tatsächlich besteht und inwiefern die durchgeführten bzw. geplanten Maßnah-
men bereits ausreichen, kann jedoch nicht beurteilt werden. Antworten darauf 
können u.U. tiefergehende Analysen des Gefährdungspotenzials unter Be-
rücksichtigung branchenspezifischer Marktbesonderheiten geben. Aber auch 

                                         

72  Beispiele eines gebündelten Informationsangebots stellen die Webportale "Wirtschafts-
kraft Alter" des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(http://www.wirtschaftskraft-alter.de) und "Demografiewerkzeuge" des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung (http://www.demowerkzeuge.de) dar. 
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diese können lediglich den Status quo beschreiben. Um die Dynamik der An-
passungen abzubilden, empfiehlt es sich, mittelfristig eine erneute Be-
standsaufnahme vorzunehmen, die methodisch so angelegt ist, dass ein Ver-
gleich der Aktivitäten der Unternehmen im Zeitablauf möglich ist.  



 



 159

Anhang A: Bevölkerungsstatistiken 

Abbildung A1: Bevölkerungsentwicklung in Deutschland bis 2050 (mittlere Va-
riante, Untergrenze und Obergrenze), 2005 = 100 

© IfM Bonn
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Quelle: STATISTISCHES BUNDESAMT (2006a), S. 57, eigene Darstellung. 

Tabelle A1: Bevölkerung in Deutschland 2005, 2030 bzw. 2050 (mittlere 
Variante, Untergrenze), 2005 = 100 

Bevölkerung 2005 2020 2030 2040 2050 

Insgesamt  82 Mio. 80 Mio. 77 Mio. 73 Mio. 69 Mio. 

 100,0 % - 2,9 % - 6,4 % - 10,9 % - 16,6 % 

50 Mio. 48 Mio. 42 Mio. 38 Mio. 36 Mio. im Erwerbsalter  
(20 bis unter 65 Jahren) 

100,0 % - 4,2 % - 15,3 % - 23,4 % - 29,1 % 

im Alter unter 20 Jahren 16 Mio. 14 Mio. 13 Mio. 12 Mio. 10 Mio. 

 100,0 % - 18,1 % - 23,1 % - 30,3 % - 37,1% 

16 Mio. 19 Mio. 22 Mio. 24 Mio. 23 Mio. im Alter von 65 und  
mehr Jahren 

100,0 % + 17,0 % + 39,5 % + 48,4 % + 44,0 % 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Tabelle A2: Bevölkerungsentwicklung nach Bundesländern, Prognose bis 
2050 (mittlere Variante, Untergrenze) 

Bevölkerung in Tausend Entwicklung in % 
Bundesland 

2005 2020 2050 2005 bis 2020 2005 bis 2050

Baden-Württemberg 10.736 10.839 9.717 1,0 -9,5 

Bayern 12.469 12.597 11.253 1,0 -9,8 

Berlin 3.395 3.309 2.903 -2,5 -14,5 

Brandenburg 2.559 2.410 1.790 -5,8 -30,1 

Bremen 663 662 622 -0,2 -6,2 

Hamburg 1.744 1.806 1.671 3,6 -4,2 

Hessen 6.092 5.964 5.145 -2,1 -15,5 

Mecklenburg-Vorp. 1.707 1.538 1.194 -9,9 -30,1 

Niedersachsen 7.994 7.709 6.549 -3,6 -18,1 

Nordrhein-Westfalen 18.058 17.455 15.230 -3,3 -15,7 

Rheinland-Pfalz 4.059 3.946 3.343 -2,8 -17,6 

Saarland 1.050 968 792 -7,8 -24,6 

Sachsen 4.274 3.875 3.047 -9,3 -28,7 

Sachsen-Anhalt 2.470 2.113 1.562 -14,5 -36,8 

Schleswig-Holstein 2.833 2.806 2.368 -1,0 -16,4 

Thüringen 2.335 2.053 1.538 -12,1 -34,1 

Deutschland 82.438 80.050 68.724 -2,9 -16,6 

Früh. Bundesgebiet 65.698 64.752 56.690 -1,4 -13,7 

Neue Länder (mit Berlin) 16.740 15.298 12.034 -8,6 -28,1 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Abbildung A2: Veränderung der Zahl der unter 20-Jährigen 2005 bis 2020 und 
2050 nach Bundesländern (mittlere Variante, Untergrenze) 

© IfM Bonn
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Abbildung A3: Veränderung der Zahl der 20- bis 64-Jährigen 2005 bis 2020 
und 2050 nach Bundesländern (mittlere Variante, Untergrenze) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Abbildung A4: Veränderung der Zahl der Über-64-Jährigen 2005 bis 2020 und 
2050 nach Bundesländern (mittlere Variante, Untergrenze) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Anhang B: Ergänzende Auswertungen der Befragungsergebnisse 

Tabelle B1: Mittel- und langfristig erwartete außerbetriebliche Folgen des 
demografischen Wandels nach Beschäftigtengrößenklassen, 
Anteil in % (Mehrfachantworten) 

Unternehmen mit ... Beschäftigten 
Folgen 

5 bis 9 10 bis 49 50 bis 
249 

250 und 
mehr 

Insge-
samt 

Signifi-
kanz 

Veränderte Kundenbedürfnisse  52,9 53,4 55,7 53,8 53,5  

Verteuerte kommunale Leistungen  45,1 43,0 39,3 38,5 43,3  

Sinkende Nachfrage in Deutschland  34,6 31,2 31,1 23,1 32,2  

Wachsende Nachfrage in Deutschland  16,9 19,9 21,3 23,1 19,1  

Verschlechterte Infrastruktur  15,2 20,6 16,4 15,4 18,4  

Ausdünnung regionaler Liefernetzwerke 8,9 11,8 13,1 7,7 10,8  

Wachsende Nachfrage im Ausland  7,6 9,6 21,3 23,1 10,2 ** 

Sinkende Nachfrage im Ausland  2,1 1,0 1,6 0,0 1,4  

Sonst. Folgen  3,8 0,0 1,6 0,0 1,4  

Nachrichtlich:       

Keine Folgen erwartet  16,8 12,3 11,5 15,4 13,8  

Weiß nicht  2,5 6,4 6,6 0,0 5,0  
n=715      © IfM Bonn

*, **, *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 %. 

Tabelle B2: Mittel- und langfristig erwartete Folgen des demografischen 
Wandels nach Akademikeranteil an der Belegschaft 

Anteil der Akademiker 

0 % 
Über 0 

bis unter 
25 % 

25 bis 
unter 
50 % 

50 bis 
unter 
75 % 

75 und 
mehr %  

Anteil der Unternehmen in % 

Insge-
samt 

Signifi-
kanz 

Mangel Fach-/Führungskräfte  38,6 58,4 48,9 55,2 50,0 49,8 *** 

Steigende Personalkosten  44,7 44,2 43,6 46,6 47,4 44,6  

Starke Alterung Belegschaft  32,9 42,0 33,0 29,3 55,0 36,9  

Mangel Auszubildende 33,8 34,2 16,0 6,9 15,8 28,6 *** 

Steigender Fortbildungsbedarf  16,2 29,7 29,8 44,8 20,0 26,2 *** 

Geringe Flexibilität/Kreativ.  24,1 23,8 23,4 31,0 15,0 24,2  

Höherer Krankheitsstand 14,8 14,8 18,2 13,8 12,1 16,3  

Mangel Hochschulabsolventen 3,1 10,4 25,5 36,2 20,0 12,6 *** 
n=719       © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B3: Qualifikationsstruktur nach Wirtschaftszweigen, Anteil der Mit-
arbeiter je Wirtschaftszweig in % 

Wirtschaftszweig 

Inhaber/ 
Vorstände/ 
Geschäfts-

führer 

Mitarbeiter 
mit Hoch-/ 
Fachschul-
abschluss

Mitarbeiter 
mittlerer 
Qualifi-
kation 

Un- und 
Angelernte

Auszubil-
dende Insgesamt

Verarbeit. Gew., Bergbau, 
Energie-/Wasserversorg. 2,1 15,5 60,5 16,7 5,2 100,0 

Baugewerbe 7,6 12,1 59,6 12,8 7,8 100,0 

Handel, Gastgewerbe, 
Verkehr, Nachrichten 4,7 7,5 65,6 16,0 6,3 100,0 

Unternehmensnahe DL 3,4 19,0 35,3 40,0 2,3 100,0 

Gesundheits-/Sozialwesen 3,6 20,2 56,1 14,8 5,3 100,0 

Sonstige/Personen-
bezogene DL 3,2 23,4 54,5 14,8 4,1 100,0 

Insgesamt 3,7 16,0 55,3 20,1 4,9 100,0 
n=639      © IfM Bonn
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Tabelle B4: Unternehmen nach Qualifikationsstruktur der Mitarbeiter und 
Wirtschaftszweigen, Anteil der Unternehmen in % 

  

Verarbeit. 
Gew., 

Bergbau, 
Energie-/ 
Wasser-

vers. 

Bauge-
werbe 

Handel, 
Gastge-
werbe, 

Verkehr, 
Nachrich-

ten 

Unter-
nehmens-
nahe DL 

Gesund-
heits-/ 
Sozial- 
wesen 

Sonsti-
ge/Per- 
sonen- 

bezog. DL 

Insge- 
samt 

Anteil der Mitarbeiter mit Fach-/Hochschulabschluss  

0% 26,7 45,3 48,3 16,8 22,0 25,7 34,4 

über 0 bis unter 10 % 32,7 18,8 11,4 5,9 12,0 16,2 15,9 

10 bis unter 20 % 23,8 13,7 22,9 13,9 24,0 23,8 20,3 

20 bis unter 40 % 11,9 18,8 10,4 15,8 28,0 10,5 14,2 

40 bis unter 60 % 1,0 0,0 3,5 23,8 14,0 10,5 7,4 

60 bis 100 % 4,0 3,4 3,5 23,8 0,0 13,3 7,9 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Anteil der Mitarbeiter mit mittlerer Qualifikation  

0 bis unter 25 % 17,2 6,0 15,7 41,2 5,9 29,4 19,4 

25 bis unter 50 % 9,1 23,3 17,1 34,3 33,3 39,2 24,1 

50 bis unter 75 % 42,4 50,0 42,4 18,6 43,1 15,7 36,2 

75 bis 100 % 31,3 20,7 24,8 5,9 17,6 15,7 20,3 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Anteil der Un-/Angelernten  

0 % 37,9 58,1 42,0 70,0 54,9 53,4 51,0 

über 0 bis unter 10 % 17,5 0,9 11,5 8,0 19,6 9,7 10,4 

10 bis unter 20 % 13,6 20,5 10,0 10,0 7,8 3,9 11,3 

20 bis unter 40 % 12,6 11,1 24,5 5,0 9,8 13,6 14,7 

40 bis 100 % 18,4 9,4 12,0 7,0 7,8 19,4 12,6 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Anteil der Auszubildenden  

0 % 47,5 41,0 55,9 57,4 45,1 65,7 53,0 

über 0 bis unter 10 % 32,3 19,7 17,6 22,8 43,1 18,6 23,0 

10 bis unter 20 % 16,2 29,9 16,2 16,8 5,9 10,8 17,1 

20 bis 100 % 4,0 9,4 10,3 3,0 5,9 4,9 7,0 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
n=639       © IfM Bonn
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Tabelle B5: Bewertung von Arbeitsbedingungen im Vergleich zu Wettbe-
werbern, Mittelwerte1) 

 Unternehmen mit ... Beschäftigten 

 5 bis 9 10 bis 49 50 bis 249 250 u. 
mehr 

Insge- 
samt 

Signifi- 
kanz 

Gesundheitliche Belastungen am 
Arbeitsplatz 

3,43 3,45 3,45 3,38 3,44  

Attraktivität des Standorts bzw. 
Wohnumfeldes 

3,27 3,45 3,32 3,35 3,38  

Lohnniveau/finanzielle Zusatz-
leistungen 

3,18 3,45 3,45 3,55 3,36 *** 

Übliche wöchentliche Arbeitszeit 3,19 3,25 3,19 3,19 3,22  

Karrierechancen, Aufstiegsmög-
lichkeiten 

2,83 3,22 3,36 3,45 3,10 *** 

n=639      © IfM Bonn

1) Selbsteinschätzung,  5-stufige Bewertung (1= deutlich schlechter) ... (5=deutlich besser)  

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 

 
Tabelle B6: Bewertung von Arbeitsbedingungen im Vergleich zu Wettbe-

werbern, Mittelwerte1) 

 Sitz des Unternehmens 

 
West-

deutsch-
land 

Ost-
deutsch-
land u. 
Berlin 

Signifi-
kanz 

Agglo-
merati-

onsraum

Verstäd-
terter 
Raum 

Länd- 
licher 
Raum 

Signifi-
kanz 

Gesundheitliche Belastungen am 
Arbeitsplatz 

3,49 3,28 ** 3,46 3,45 3,32  

Attraktivität des Standorts bzw. 
Wohnumfeldes 

3,42 3,24 ** 3,46 3,24 3,33 ** 

Lohnniveau/finanzielle Zusatzleistun-
gen 

3,40 3,23 ** 3,42 3,27 3,32  

Übliche wöchentliche Arbeitszeit 3,24 3,18  3,24 3,20 3,19  

Karrierechancen, Aufstiegsmöglich-
keiten 

3,09 3,15  3,06 3,18 3,08  

n=639       © IfM Bonn

1) Selbsteinschätzung,  5-stufige Bewertung (1= deutlich schlechter) ... (5=deutlich besser)  

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B7: Arbeitszeitformen mit hohem Gestaltungsfreiraum für Mitarbei-
ter  nach Unternehmensgrößenklassen, in % der Unternehmen 
je Klasse (Mehrfachantworten) 

Unternehmen mit ... Beschäftigten 
Maßnahmen Aktivitätsgrad

5 bis 9 10 bis 49 50 bis 
249 

250 u. 
mehr 

Insge-
samt 

Signifi-
kanz 

ergriffen 27,6 55,0 63,2 72,7 47,1 *** Arbeitszeitkonten 

nur geplant 10,6 5,5 8,8 9,1 7,5  

ergriffen 36,4 43,3 54,2 83,3 42,8 ** Gleitende Arbeitszeit (mit 
Kernzeit) 

nur geplant 4,6 1,8 6,8 0,0 3,1  

ergriffen 35,0 33,2 47,4 75,0 35,7 ** Teilzeit, deren Lage der Mitar-
beiter (mit-)bestimmt 

nur geplant 4,6 2,4 8,8 0,0 3,6  

ergriffen 10,6 7,6 15,5 33,3 9,7 ** Telearbeit von zu Hause aus 

nur geplant 2,3 5,5 10,3 8,3 4,9  

Keine oben genannte Form  22,6 17,8 10,3 0,0 18,4 * 
n=672    © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent.  

Tabelle B8: Arbeitszeitformen mit hohem Gestaltungsfreiraum für Mitarbei-
ter  nach Wirtschaftszweigen, in % der Unternehmen je Wirt-
schaftszweig (Mehrfachantworten) 

Maßnahmen Aktivitäts-
grad 

Verar-
beit. 

Gew., 
Bergbau, 
Energie-/
Wasser-

vers. 

Bauge-
werbe 

Handel, 
Gastge-
werbe, 

Verkehr, 
Nach-
richten 

Unter-
neh-

mens-
nahe DL

Gesund-
heits-/
Sozial-
wesen 

Sonsti-
ge/Per-
sonen-
bezog. 

DL 

Insge-
samt 

Signi-
fikanz

Arbeitszeitkonten ergriffen 72,0 58,6 42,5 30,1 49,0 33,7 47,0 *** 

 nur geplant 6,0 6,0 7,5 8,7 2,0 12,2 7,5  

ergriffen 42,0 26,5 36,8 72,8 59,2 35,7 42,8 *** Gleitende Arbeitszeit 
(mit Kernzeit) 

nur geplant 4,0 0,0 2,5 1,9 2,0 8,2 3,0  

ergriffen 29,0 8,6 35,3 56,7 55,1 43,9 35,8 *** Teilzeit, deren Lage 
der Mitarbeiter (mit-) 
bestimmt nur geplant 6,0 0,0 4,0 2,9 2,0 6,1 3,6  

ergriffen 8,0 0,0 5,0 30,1 8,3 13,3 9,9 *** Telearbeit von zu 
Hause aus 

nur geplant 6,0 0,0 4,0 8,7 0,0 9,2 4,8  

Keine oben genannte 
Form 

 12,0 19,7 23,0 7,7 27,1 20,4 18,3 ** 

n=672         © IfM 
Bonn 

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B9:  Maßnahmen zur Nachwuchssicherung nach Akademikeranteil 
an der Belegschaft, Anteil der Unternehmen (Mehrfachantwor-
ten) 

 Anteil der Akademiker  

Maßnahmen 0 % 
0,1 bis 
unter 
25 % 

25 bis 
unter 
50 % 

50 bis 
unter 
75 % 

75 % u. 
mehr 

Mindes-
tens  
1 %  

Signifi-
kanz 

 Anteil der Unternehmen in %  

im Bereich Ausbildung 

Ausbildung im Betrieb 55,1 70,6 46,7 41,1 35,0 39,9 *** 

Schülerpraktika 57,7 64,5 36,7 30,9 30,0 54,6 *** 

Kooperation mit Schulen 20,4 26,7 11,1 5,4 0,0 19,4 *** 

Betriebsbesichtigungen für Jugendliche 12,8 26,0 12,2 10,7 0,0 19,9 *** 

Gründung/Sponsoring einer Schule 0,0 3,4 1,1 7,1 5,0 3,3  

im Bereich Hochschulabsolventen 

Studentenpraktika 6,6 29,7 53,3 37,5 40,0 36,2 *** 

Diplomarbeitsbetreuung 1,8 19,0 20,0 30,4 55,0 22,2 *** 

Traineeprogramme 4,8 6,5 10,0 8,9 25,0 8,4 * 

Teilnahme an Hochschulmessen 0,4 3,4 3,3 1,8 20,0 4,0  

Forschungsprojekte mit Lehrstühlen 0,9 3,1 4,4 3,6 20,0 4,4  

Gründung/Sponsoring einer  
Hochschule 0,0 3,8 0,0 0,0 30,0 4,0  

(Werks-)Stipendien für Studenten 0,4 0,8 1,1 1,8 20,0 2,1  

Nachrichtlich:        

Keine der oben genanten Maßnahmen 23,0 13,7 17,8 28,6 0,0 15,9 ** 
n=696       © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B10: Frauenquoten nach Unternehmensgrößenklassen, Anteil der 
Unternehmen in %  

Unternehmen mit ... Beschäftigten 
Frauenquote 

5 bis 9 10 bis 49 50 bis 249 250 u. mehr 
Insgesamt 

0 % 8,7 2,6 0,0 0,0 4,3 

1 bis unter 25 % 18,3 42,5 42,9 40,0 34,7 

25 bis unter 50 % 29,8 19,2 23,2 30,0 23,1 

50 bis unter 75 % 27,5 15,6 19,6 20,0 19,9 

75 bis 100 % 15,6 20,2 14,3 10,0 18,1 

Insgesamt  100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
N=621     © IfM Bonn

 

Tabelle B11:  Hürden bei der Suche bzw. Einstellung ausländischer Fachkräf-
te, Anteil der Unternehmen je Branche in % (Mehrfachantwor-
ten) 

Hürden 

Verarbeit. 
Gew., 

Bergbau, 
Energie-/ 
Wasser-

vers. 

Bauge-
werbe 

Handel, 
Gastge-
werbe, 

Verkehr, 
Nachrich-

ten 

Unterneh-
mensna-

he DL 

Gesund-
heits-/ 
Sozial-
wesen 

Sonstige/ 
Perso-
nenbe-
zog. DL 

Insge-
samt 

Sig-
nifi-
kanz

Deutschkenntnisse unzureichend 67,6 74,4 68,8 65,7 69,2 66,0 68,8  

Sprachliche Hürden 47,1 62,0 51,8 40,6 50,0 52,4 51,1 * 

Erhalt der Arbeitserlaubnis 18,1 44,6 15,1 25,5 30,8 19,4 24,0 *** 

Mindestgehalt von 85.500 € für 
Hochqualifizierte 26,9 25,6 8,7 32,1 19,2 14,6 19,5 *** 

Kulturelle Unterschiede 21,2 13,2 23,0 18,9 19,2 17,5 19,3  

Wohnungssuche/Umzug 16,2 7,4 11,9 11,3 13,5 7,8 11,2  

Probleme bei Einwanderung der 
Familie 6,7 15,7 10,1 13,2 7,7 10,7 10,9  

Steuerliche/sozialversicherungs-
rechtliche Regelungen 6,7 13,3 11,9 14,3 5,8 5,8 10,4  

Vorbehalte der Bevölkerung 8,6 13,2 8,3 4,7 31,4 8,7 10,4 *** 

Hohe Gehaltsforderungen der 
Bewerber 5,8 19,0 1,8 13,2 28,8 4,9 9,5 *** 

Vorbehalte der Belegschaft 17,1 13,2 5,5 3,8 11,5 10,7 9,5 ** 

Sonstige Hürden 1,0 9,9 5,0 5,7 1,9 3,9 5,0 * 

Nachrichtlich: Keine Hürden 21,9 13,2 15,6 20,0 17,3 13,6 16,6   
n=699       © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B12:  Hürden bei der Suche bzw. Einstellung ausländischer Fachkräf-
te, Anteil der Unternehmen je Raum in % (Mehrfachantworten) 

Region Siedlungsstruktur der Kreise

Hürden West-
deutsch-

land 

Ost-
deutsch-

land 

Sig-
nifi-
kanz

Ag-
glome-
rations-
raum 

Ver-
städ-
terter 
Raum 

Ländli-
cher 

Raum 

Sig-
nifi-
kanz

Deutschkenntnisse unzureichend 71,3 60,2 ** 73,3 64,3 57,6 ** 

Sprachliche Hürden 51,6 49,1  51,4 56,1 36,0 ** 

Erhalt der Arbeitserlaubnis 22,3 28,9  24,7 25,8 15,3  

Mindestgehalt von 85.500 €  
für Hochqualifizierte 18,8 21,1  17,9 25,8 10,5 ** 

Kulturelle Unterschiede 19,7 18,6  20,2 18,6 17,6  

Wohnungssuche/Umzug 12,3 7,2  11,3 8,6 16,3  

Probleme bei Einwanderung  
der Familie 10,6 12,0  12,6 11,3 2,3 * 

Steuerliche/sozialversicherungs-
rechtliche Regelungen 8,6 16,9 ** 11,3 8,6 11,8  

Vorbehalte der Bevölkerung 7,6 19,2 *** 8,8 15,4 4,7 ** 

Hohe Gehaltsforderungen 
der Bewerber 8,7 12,6  6,0 16,3 8,1 *** 

Vorbehalte der Belegschaft 8,8 11,4  5,6 14,0 15,3 *** 

Sonstige Hürden 4,6 5,4  4,8 5,0 4,7  

Nachrichtlich: Keine Hürden 14,5 24,0 ** 12,8 17,6 32,6 *** 
n=699   © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent. 
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Tabelle B13:  Notwendige öffentliche Maßnahmen zur Bewältigung demogra-
fiebedingter Herausforderungen aus Sicht der Unternehmen, 
nach Unternehmensgrößenklassen (Mehrfachantworten), Un-
ternehmen in % 

Unternehmen mit ... Beschäftigten 
Politikfelder 

5 bis 9 10 bis 49 50 bis 
249 

250 und 
mehr 

Insge-
samt 

Signifi-
kanz 

Steigerung des Bildungsniveaus von Kindern/ 
Jugendlichen 78,1 72,2 84,7 83,3 75,4  

Verbesserte Vermittlungsfunktion der Arbeits-
agenturen  53,5 51,0 61,0 53,8 52,7  

Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung 47,6 46,3 52,5 53,8 47,4  

Weiterbildungsdarlehen (Meister-Bafög für 
andere Berufsgruppen) 32,9 33,8 39,0 38,5 34,1  

Erhalt der Regeln für Frühverrentung/ 
Abfindungen für Ältere 12,7 24,7 28,8 33,3 21,3 ** 

Zuwanderungsanreize für bevölkerungsschwa-
che Regionen 21,4 20,5 18,6 30,8 20,8  

Öffnung der Arbeitsmärkte für Nicht-EU-
Staaten 11,8 21,5 23,7 33,3 18,7 ** 

Öffnung der Arbeitsmärkte für Ost-EU-Staaten 10,9 14,1 25,0 30,8 14,3 * 

Abschaffung der Umzugsprämien für Arbeitslo-
se 7,0 6,6 5,1 7,7 6,6  

Nachrichtlich: Keine staatlichen Maßnahmen  12,2 11,9 3,4 7,7 11,2  
n=694      © IfM Bonn

*; **; *** Signifikanzniveau von 5; 1; 0,1 Prozent.  
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Anhang C: Beteiligung der befragten Unternehmen an regionalen  
Netzwerken zur Verbesserung des Arbeitskräfteangebots 

Verschiedene Maßnahmen, insbesondere fachspezifische Bildungsangebote, 
können aus Kostengründen häufig nicht allein von einem einzelnen kleinen 
Unternehmen ergriffen werden. Da Arbeitsmarktentwicklungen Unternehmen, 
Bildungs- und Arbeitsmarktinstitutionen in einer Region kollektiv betreffen, 
schließen sich diese in Netzwerkinitiativen gegen den Fachkräftemangel zu-
sammen. Rund 9 % aller Unternehmen sind Mitglied in einem solchen regiona-
len Netzwerk.  

Die Zusammenarbeit betrifft verschiedene Bereiche und schließt verschiedene 
Netzwerkpartner ein. Die meisten Aktivitäten betreffen die Berufsausbildung. 
Jedes zweite kooperierende Unternehmen arbeitet dabei ganz allgemein mit 
anderen Einrichtungen zusammen. Rund 10 % der vernetzten Unternehmen 
führen zudem im Bereich der Schulen werbende Informationsveranstaltungen 
durch, bieten schulbegleitende oder ausbildungsvorbereitende Praktika an. In 
jedem zehnten Fall hatten die Betriebe spezielle Ausbildungsverbünde ge-
gründet, in denen verschiedene Partner Teile der Berufsausbildung überneh-
men. Ausbildungsverbünde sind nicht nur für kleinere Unternehmen oder das 
Handwerk typisch. Es wurden darüber hinaus Kooperationen zwischen Pra-
xen, Krankenhäusern und Ausbildungsstätten im Gesundheitswesen oder von 
Einrichtungen im Bereich Medien/Presse von den Unternehmen genannt. Eine 
Initiative zielt auf eine Verkürzung von Ausbildungsgängen für Haupt- und 
Sonderschüler.  

Übersicht C1: Themen regionaler Netzwerke zur Verbesserung des Arbeits-
kräfteangebots, in % der kooperierenden Unternehmen 

Ziele/Themen Anteil der Unternehmen 
mit Netzwerken  

Berufsausbildung 53 

darunter:  

   Spezielle Verbundausbildungen  10 

   Werbung von Schülern/Kooperationen mit Schulen 10 

Akademische Ausbildung 25 

Weiterbildung/Fortbildung/Umschulung 35 

Personalaustausch/Kooperationen mit Unternehmen 11 

Imageverbesserung für Regionen bzw. Branchen 12 
n=106 Unternehmen mit Netzwerken © IfM Bonn
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Jedes vierte Unternehmen arbeitet ferner eng mit (Fach-)Hochschulen und 
Berufsakademien zusammen, z.B. sind Mitarbeiter als Gastdozenten tätig oder 
es werden duale Studiengänge eingerichtet. Die Unternehmen sind aktuell  
ebenfalls von den Umstellungen der akademischen Ausbildung, hin zu Master- 
und Bachelor-Studiengängen, betroffen und gestalten diese Umstellung teil-
weise aktiv mit. Einzelne Unternehmen haben zusammen mit Branchenver-
bänden Initiativen gestartet, um die Qualität der Hochschulausbildung zu si-
chern und eine Bewertung und Vergleichbarkeit der neuen Abschlüsse herzu-
stellen. In verschiedenen Branchen bestehen zudem langjährige Kooperatio-
nen zwischen Unternehmen und branchenspezifischen Berufsakademien, z.B. 
im Möbelhandel und der Gastronomie. Dem Thema Qualifizierung älterer Ar-
beitskräfte, Mitarbeiter oder Arbeitssuchender widmen sich rd. 35 % der Un-
ternehmen, i.d.R. in Kooperation mit den Arbeitsagenturen. Rund 12 % der 
Unternehmen setzen in Zusammenarbeit mit Branchenverbänden auf regiona-
le oder branchenspezifische Verbünde, um das Image der Region, der Bran-
che oder des Unternehmens bei Stellenbewerbern zu verbessern. Jedes zehn-
te Unternehmen kooperiert im Bereich Personal mit anderen Unternehmen, 
tauscht im Bedarfsfall Arbeitskräfte aus oder vergibt Unteraufträge. 

Am häufigsten können die Unternehmen Arbeitsagenturen, Bildungseinrich-
tungen wie Fach-/Hochschulen, private Akademien und Schulen, IHKn und 
HWKn sowie Branchenverbände als Netzwerkpartner gewinnen. In einzelnen 
Kooperation waren aber auch kirchliche und kommunale Einrichtungen oder 
Dienstleistungsbetriebe des Bereichs Personalarbeit, Weiterbildung oder Zeit-
arbeit eingebunden. 

Der Anteil der Unternehmen, die sich an den Netzwerkinitiativen gegen Fach-
kräftemangel beteiligen, steigt signifikant mit der Unternehmensgröße: von 
6 % bei Unternehmen mit bis zu 9 Mitarbeitern auf 27 % bei Unternehmen mit 
mindestens 250 Mitarbeitern. Zudem sind im Verarbeitenden Gewerbe, im 
Baugewerbe und im Bereich Unternehmensnahe Dienstleistungen häufiger 
solche Netzwerke zu finden als im Durchschnitt aller Wirtschaftszweige. Un-
ternehmen, die ihren Sitz in verstädterten Kreisen oder ländlichen Kreisen ha-
ben, nehmen häufiger an den betrachteten Netzwerken teil als Unternehmen, 
die in einer Agglomerationsregion ansässig sind (11,6 % und 13,6 % vs. 
6,8 %). Ob ein Unternehmen seinen Sitz in Ost- oder Westdeutschland hat, 
hat hingegen keinen signifikanten Einfluss auf die Netzwerkaktivität.  
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Anhang D: Fragebogen 

 



INSTITUT fÜR MITTELSTANDSFORSCHUNG BONN 

 

Professor Dr. Udo Koppelmann  
V o r s t a n d  

Institut für Mittelstandsforschung Bonn - Maximilianstraße 20 - 53111 Bonn  

ALTERNDE GESELLSCHAFT  

Bevölkerungsentwicklung und ihre Auswirkungen auf Unternehmen 

1. Wie intensiv haben Sie sich bereits mit dem Thema Bevölkerungsentwicklung und mögli-
chen Auswirkungen auf Ihr Unternehmen beschäftigt?   

 1  Ich habe mich noch gar nicht mit dem Thema beschäftigt. 
 2  Ich habe von dem Thema gehört, aber noch nicht konkret über die Auswirkungen nachgedacht. 
 3  Ich habe mich schon intensiver mit dem Thema und den Auswirkungen beschäftigt. 

2. Haben Sie sich aus folgenden Informationsquellen Wissen über die demografischen Ent-
wicklungen angeeignet? (Bitte alles zutreffende ankreuzen)   

 1  Tagespresse/Fernsehen/Radio 7  Infos der Kommune 
 2  Internet 8  Infos der Landes- oder Bundesregierung 
 3  Fachliteratur/Statistikberichte 9  Infos der Arbeitsagentur 
 4  Infos von Branchenverbänden 10  Veranstaltungen/Konferenzen 
 5  Infos von Kammern (z.B. IHK, HWK) 11  Sonstiges, und zwar __________________ 
 6  Infos der Sozialversicherungsträger   __________________________________ 

3. Wie gut sind Sie über die voraussichtliche Bevölkerungsentwicklung informiert?  
 Ich habe gar keine Ich habe eine Ich bin umfassend 
Bevölkerungsentwicklung Vorstellung ungefähre Vorstellung informiert 
     
in der Region Ihres Unternehmenssitzes ..... 1    
in Deutschland .............................................. 2    
weltweit ......................................................... 3    

4. Bitte geben Sie uns folgende Daten zu Ihrem Unternehmen an: 

 Postleitzahl Ihres Unternehmenssitzes:   
 Rechtsform Ihres Unternehmens:   Einzelfirma  GmbH  Sonstiges, und zwar ________________ 
 Ist Ihr Unternehmen inhaber-/familiengeführt?   Ja   Nein 
 Alter des Selbständigen/Geschäftsführers: ________ Jahre 
 Hat er/sie Kinder?   Ja   Nein 

5. Zu welcher Branche gehört Ihr Unternehmen schwerpunktmäßig? 
 1  Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau 8  Verkehr und Nachrichtenübermittlung  
 2  Baugewerbe 9  Erziehung/Bildung  
 3  Versorger/Entsorger (Energie/Wasser/Abfall) 10  Gesundheits-, Sozialw., Pflege/Betreuung 
 4  Handelsvermittlung/Großhandel 11  Immobilienwirtschaft 
 5  Einzelhandel/Versandhandel 12  Dienstleistungen für Unternehmen 
 6  Gastgewerbe 13  Personen-/Haushaltsbezogene Dienste 
 7  Finanzierung/Versicherung 14  Sonstiges, und zwar __________________ 

6. Gehört Ihr Unternehmen ... 
 1  zum Handwerk bzw. handwerksähnlichen Gewerbe 
 2  zu den Freien Berufen   
 3  weder noch 
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7. Erwarten Sie mittel- bis langfristig aufgrund des demografischen Wandels Auswirkungen 
für Ihr Unternehmen ... 

 im personalpolitischen Bereich? (Bitte alles zutreffende ankreuzen)   
 1   Mangel an Auszubildenden 
 2  Mangel an Hochschulabsolventen 
 3  Mangel an Fach- und Führungskräften  
 4  Starke Alterung der Belegschaft 
 5  Steigender Fortbildungsbedarf 
 6  Steigende Personalkosten aufgrund höherer Entlohnung 
 7  Höherer Krankheitsstand 
 8  Mangelnde Flexibilität, Kreativität, Innovationsfähigkeit der Mitarbeiter 
 9  Sonstiges, und zwar ________________________________________________________________ 

  und außerbetrieblich? (Bitte alles zutreffende ankreuzen)   
 10  Altersbedingte Veränderung der Kundenbedürfnisse 
 11  Rückgang der Nachfrage in Deutschland 
 12  Wachstum der Nachfrage in Deutschland 
 13  Rückgang der Nachfrage im Ausland 
 14  Wachstum der Nachfrage im Ausland 
 15   Ausdünnung Ihrer regionalen Liefernetzwerke 
 16   Verschlechterung der Infrastruktur 
 17   Verteuerung kommunaler Leistungen 
 18   Sonstiges, und zwar ________________________________________________________________ 
 
 19   Keine Auswirkungen erwartet 
 20   Weiß nicht 

 Welche drei der von Ihnen oben angekreuzten Folgen werden für Ihr Unternehmen innerhalb 
der kommenden fünf Jahre voraussichtlich von höchster Bedeutung sein? (Bitte tragen Sie 
die entsprechenden Nummern ein)  

     
Absatzpolitik 

8. Gehören u.a. Personen/Haushalte zu den Kunden/Endverbrauchern Ihrer Produkte bzw. 
Dienstleistungen?  

 1  Ja 2  Nein      weiter mit Frage 10 

9. Hat Ihr Unternehmen bereits gezielte Maßnahmen ergriffen, um ältere Kunden zu gewinnen 
oder zu halten? Wenn nein, planen Sie solche Maßnahmen für die Zukunft? 
    nicht ergriffen,  weder ergriffen 
  ergriffen aber geplant noch geplant 
     
Anpassung des bisherigen Angebots an Bedürfnisse älterer Kunden.1    
Entwicklung neuer Produkte/Dienstleistungen für ältere Kunden ..... 2    
Anpassung von Werbung und Kommunikation ................................. 3    
Anpassung der Kundenbetreuung/-beratung .................................... 4    
Anpassung der Lokalitäten an die Bedürfnisse älterer Kunden ........ 5    
Anpassung der Vertriebswege (Lieferservice, Hausbesuche, 
mobile Verkaufseinrichtungen etc.) ................................................... 6    
Sonstiges, und zwar _____________________________________ 7    

10.  Ist das Alter ein wesentliches Merkmal zur Bestimmung Ihrer Zielgruppe (Kun-
den/Endverbraucher)?  

 1  Ja und zwar:  1.1  Zielgruppe sind vorwiegend Kinder/Jugendliche   
    1.2  Zielgruppe sind vorwiegend Personen mittleren Alters 
    1.3  Zielgruppe sind vorwiegend Ältere  

 2  Nein, die Zielgruppe sind Personen unterschiedlichen Alters  

 3  Weiß nicht/trifft nicht zu 
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11. Wie bedeutsam sind die folgenden Maßnahmen für den Erfolg Ihres Unternehmens? 
  unwichtig    sehr wichtig 
       
Einsatz neuester Verfahren und Technologien .......................................... 1      
Kontinuierliche eigene Forschung und Entwicklung (FuE) ......................... 2      
Rekrutierung von Hochschulabsolventen für FuE ...................................... 3      
Innovative Vermarktungsstrategien ............................................................ 4      

12. In welchen Marktregionen setzen Sie Ihre Produkte/Dienstleistungen gegenwärtig ab? (Bitte 
alle Regionen ankreuzen) 

 1  Region Ihres Unternehmenssitzes 4  Asien, Afrika, Südamerika 
 2  Übriges Deutschland 5  USA, Kanada 
 3  Europa 6  Übrige Welt 

 Falls Sie nicht exportieren: Sind Ihre Produkte/Dienstleistungen exportfähig? 
 1  Ja 2  Nein 

13. Beabsichtigen Sie, Ihre Präsenz auf folgenden Märkten zukünftig auszubauen? 

 1  Nein, bislang nicht geplant     weiter mit Frage 15 

 2  Ja und zwar in:  2.1  Region Ihres Unternehmenssitzes  2.4  Asien, Afrika, Südamerika 
     2.2  Übriges Deutschland      2.5  USA, Kanada 
    2.3  Europa      2.6  Übrige Welt 

14.  Spielt ein mögliches Schrumpfen Ihrer Zielgruppe in Deutschland bei Ihrer geplanten Markt-
ausdehnung eine Rolle? 

 1  Ja 2  Nein 

Personalpolitik 

15. Wie viele Personen arbeiteten am 30.06.2007 in Ihrem Unternehmen in Deutschland?   

  ______ Anzahl Beschäftigte in Deutschland insgesamt (inkl. tätige Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer) 

 hiervon ca.:  Frauen:    ______  (Anzahl)  

   Mitarbeiter mit Migrationshintergrund (Ausländer):   ______ (Anzahl) 

16. Wie verteilen sich Ihre Mitarbeiter in Deutschland auf die folgenden Gruppen? (Bitte tragen 
Sie jeweils die Anzahl der Mitarbeiter ein) 

 1 __________ Tätige Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer 

 2 __________ Mitarbeiter mit Hoch-/Fachhochschulabschluss 

 3 __________ Mitarbeiter mit mittlerer Qualifikation (z.B. Arbeiter o. Angestellte mit Berufsausbildung)  

 4 __________ Un- und Angelernte  

 5 __________ Auszubildende 

17. Wie viele Mitarbeiter in den folgenden Alterskategorien beschäftigen Sie in Deutschland? 

 1 __________ unter 30 Jahre (Anzahl) 4  Weiß nicht   weiter mit Frage 19 

 2 __________ 30 bis 49 Jahre (Anzahl)  

 3 __________ 50 Jahre und älter (Anzahl)  

18.  Haben Sie die zukünftige Entwicklung der Altersstruktur Ihrer Belegschaft schon einmal ge-
nauer analysiert?   

 1  Ja  2  Nein 



Seite 4 von 6 

19. Streben Sie an, dass in Ihrer Belegschaft jüngere und ältere Mitarbeiter zu etwa gleichen An-
teilen vertreten sind?    

 1   Ja und zwar:  1.1  nur in einzelnen Arbeitsbereichen 
    1.2  im Unternehmen insgesamt  
    1.3  im Unternehmen insgesamt und in einzelnen Arbeitsbereichen 

 2  Nein, denn:  2.1  das Unternehmen braucht vor allem jüngere Mitarbeiter 
    2.2  das Unternehmen braucht vor allem ältere Mitarbeiter 
    2.3  das Alter spielt keine Rolle 

20. Wie hat sich der Personalbestand Ihres Unternehmens in Deutschland innerhalb der letzten 
fünf Jahre entwickelt? Und was erwarten Sie für die Zukunft? 
 in den letzten fünf Jahren in den kommenden fünf Jahren 
Zahl der Mitarbeiter ... stark gefallen stark gestiegen stark fallen stark steigen 
           
insgesamt .............................................1           
unter 30 Jahren ....................................2           
über 50 Jahren .....................................3           

21. Haben Sie in den letzten fünf Jahren Bewerber im Lebensalter von über 50 Jahren einge-
stellt? 

 1  Ja  2  Nein 

22. Welche Gründe sprechen aus Ihrer Sicht dafür, ältere Bewerber einzustellen? (Bitte alles zu-
treffende ankreuzen) 

 1  Hoher Erfahrungsschatz 6  Bereicherung der Unternehmenskultur 
 2  Keine passenden jüngeren Bewerber 7  Akzeptanz niedriger Stundenlöhne 
 3  Öffentliche Förderung 8  Möglichkeit zur befristeten Beschäftigung  
 4  Hohe Motivation 9  Sonstiges, und zwar ______________________ 
 5  Zeitliche/räumliche Flexibilität    _______________________________________ 

23. Welche Gründe sprechen dagegen, ältere Bewerber einzustellen? (Bitte alles zutreffende an-
kreuzen) 

 1  Zu hohe Entgeltforderungen 5  Körperliche Eignung nicht gegeben 
 2  Veraltete oder fehlende Qualifikationen 6  Leistungsfähigkeit nicht ausreichend 
 3  Kostenintensive Einarbeitung/Weiterbildung 7  Ältere passen nicht ins Mitarbeiterteam  
   nötig, obwohl die Lernfähigkeit fraglich ist 8  Sonstiges, und zwar ______________________ 
 4  Kündigungsschutz   _______________________________________ 

24. Haben Sie in den letzten fünf Jahren einmal in Erwägung gezogen, einen Mitarbeiter im Aus-
land zu suchen und einzustellen? 

 1  Ja  2  Nein 

25. In welchen Bereichen treten nach Ihren Erfahrungen oder Erwartungen Hürden bei der Su-
che oder Einstellung ausländischer Fachkräfte auf? (Bitte alles zutreffende ankreuzen) 

 1  Sprachliche Hürden bei der Personalsuche 7  Unzureichende Deutschkenntnisse 
 2  Erhalt der Arbeitserlaubnis für Deutschland 8  Vorbehalte in der eigenen Belegschaft 
 3  Mindestgehalt von 85.500 € für Hochqualifizierte 9  Kulturelle Unterschiede 
 4  Zu hohe Gehaltsforderungen der Bewerber 10  Probleme bei der Einwanderung der Familie 
 5  Wohnungssuche/Umzug 11  Vorbehalte in der Bevölkerung 
 6  Steuerliche, sozialversicherungsrechtliche 12  Sonstiges, und zwar __________________ 
   Regelungen   ___________________________________ 

26. Wenn abzusehen ist, dass die Personalkapazität langfristig nicht ausreicht, welche der fol-
genden Maßnahmen ergreifen Sie üblicherweise? (Bitte alles zutreffende ankreuzen) 

 1  Neueinstellungen 5  Ausbau der Ausbildung 
 2  Weiterbildung von langjährigen Mitarbeitern 6  Leiharbeit/Zeitarbeit 
 3  Wiedereingliederung und Weiterbildung von 7  Kooperationsabsprachen mit anderen 
   Mitarbeiter/innen in der Familienpause    Unternehmen/Freelancern  
 4  Aufbau eines Kreises von Ersatzkräften mit 8  Aufbau von Niederlassungen im Ausland 
   flexibler Arbeitszeit 9  Sonstiges, und zwar _________________ 
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27. Hatten Sie in den letzten zwei Jahren Schwierigkeiten, vakante Stellen zu besetzten? 
 1  Ja  2  Nein 

28. Welche Formen der Nachwuchssicherung nutzen Sie? (Bitte alles zutreffende ankreuzen) 
 1  Schülerpraktika 7  Teilnahme an Hochschulmessen 
 2  Kooperation mit Schulen 8  Forschungsprojekte mit Lehrstühlen 
 3  Studentenpraktika 9  (Werks-)Stipendien für Studenten 
 4  Ausbildung im Betrieb 10  Traineeprogramme 
 5  Betriebsbesichtigungen für Jugendliche 11  Gründung oder Sponsoring einer Schule 
 6  Diplomarbeitsbetreuung 12  Gründung o. Sponsoring einer Hochschule 

29. Hat Ihr Unternehmen gesundheitsfördernde Maßnahmen ergriffen bzw. sind solche Maß-
nahmen geplant? 
   nicht ergriffen,  weder ergriffen 
  ergriffen aber geplant noch geplant 
     
Untersuchung/Beratung durch Werksärzte/Experten .................... 1    
Ergonomische Arbeitsplatzgestaltung/Arbeitsschutzmaßnahmen 2    
Gesundheitskurse/-schulungen...................................................... 3    
Betriebseigene Sportangebote ...................................................... 4    
Förderung außerbetrieblicher Sportaktivitäten (z.B. Teilübernahme 
von Gebühren für Sportclubs oder Laufveranstaltungen) ............. 5    
Sonstiges, und zwar ___________________________________ 6    

30. Welche Maßnahmen hat Ihr Unternehmen im Hinblick auf die kommende Alterung der Be-
legschaft bereits ergriffen oder welche planen Sie zu ergreifen? 
   nicht ergriffen, weder ergriffen 
  ergriffen aber geplant noch geplant 
     
Verstärkte Rekrutierung Jüngerer ................................................. 1    
Frühverrentung von älteren Mitarbeitern ....................................... 2    
Förderung des lebenslangen Lernens aller Mitarbeiter ................. 3    
Qualifizierungsmaßnahmen für Ältere ........................................... 4    
Betriebsinterne Weiterbildungsberatung ....................................... 5    
Personalentwicklung/individuelle Laufbahngestaltung .................. 6    
Flexible Arbeitszeitgestaltung für ältere Mitarbeiter ....................... 7    
Arbeitsplätze mit geringerer körperlicher/psychischer Belastung . 8    
Verbesserung der technischen Ausstattung .................................. 9    
Generationenübergreifende Arbeitsteams ...................................10    
Sonstiges, und zwar ___________________________________11    

31. Welche der folgenden Zusatzleistungen bieten Sie Ihren Mitarbeitern an oder welche werden 
Sie zukünftig anbieten? 
   nicht ergriffen,  weder ergriffen 
  aktuell aber geplant noch geplant 
     
Sonderurlaub für Mitarbeiter mit Kindern ....................................... 1    
Sonderurlaub/Freistellungen für Mitarbeiter mit Pflegebedürftigen.2    
Betriebskindergarten ...................................................................... 3    
Geförderte Kinderbetreuungsplätze außerhalb des Betriebs ........ 4    
Unterkünfte für Auszubildende ...................................................... 5    
Erfolgs-/Gewinnbeteiligungen/Mitarbeiteraktien ............................ 6    
Sonstiges, und zwar ___________________________________ 7    

32. Gibt es die folgenden Arbeitszeitformen in Ihrem Unternehmen? Wenn nicht, planen Sie, die 
genannten Formen zukünftig einzuführen? 
   nicht ergriffen, weder ergriffen 
  aktuell aber geplant noch geplant 
     
Gleitende Arbeitszeit (mit Kernzeit) ................................................ 1    
Teilzeit, deren Start/Ende die Mitarbeiter (mit)bestimmen ............. 2    
Arbeitszeitkonten ............................................................................ 3    
Telearbeit von zu Hause aus.......................................................... 4    



33. Entsprechen Ihre betrieblichen Arbeitsbedingungen dem Niveau Ihrer Wettbewerber? 
 Nein, deutlich  Nein, deutlich 
 schlechter   besser  
       
Lohnniveau/finanzielle Zusatzleistungen................................... 1      
Übliche wöchentliche Arbeitszeit ............................................... 2      
Gesundheitliche Belastung am Arbeitsplatz ............................. 3      
Karrierechancen/Aufstiegsmöglichkeiten .................................. 4      
Attraktivität des Standorts/Wohnumfeldes................................. 5      

34. Arbeiten Sie mit anderen Unternehmen oder öffentlichen Einrichtungen zusammen, um das 
Angebot an Fachkräften in Ihrer Region zu verbessern? 

 1  Nein            weiter mit Frage 35 

 2  Ja und zwar mit folgender Zielrichtung: _________________________________________________ 
   ________________________________________________________________________________ 
   Ansprechpartner im Unternehmen: Name: _____________________  Telefon-Nr.: ______________ 

35. Für welche betrieblichen Aktivitäten im Feld Personalpolitik wünschen Sie sich für Ihr Un-
ternehmen öffentliche Unterstützung? (Bitte alles zutreffende ankreuzen) 

 1  Ausbau der betrieblichen Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
 2  Erhöhung des Qualifikationsniveaus bei Bewerbern für Ausbildungsplätze 
 3    Beratung für die Einrichtung altersgerechter Arbeitsplätze 
 4  Betriebliche Gesundheitsfürsorge 
 5  Rekrutierung von Mitarbeitern im Ausland 
 6  Sonstiges, und zwar ________________________________________________________________ 

36. Welche Maßnahmen staatlicherseits halten Sie darüber hinaus für notwendig, um den Un-
ternehmen bei der Bewältigung demografiebedingter Herausforderungen zu helfen? (Bitte al-
les zutreffende ankreuzen) 

 1  Öffnung der Arbeitsmärkte für Arbeitskräfte aus osteuropäischen EU-Staaten 
 2   Öffnung der Arbeitsmärkte für Arbeitskräfte aus anderen Staaten 
 3   Erhalt der Regeln für Frühverrentung und Abfindungen für Ältere 
 4  Verbesserung der Vermittlungsfunktion der Arbeitsagenturen  
 5  Zuwanderungsanreize für bevölkerungsschwache Regionen 
 6  Abschaffung der Umzugsprämien der Arbeitsagenturen für Arbeitslose  
 7  Weiterbildungsdarlehen (Meister-Bafög für andere Berufsgruppen) 
 8  Steigerung des Bildungsniveaus von Kindern/Jugendlichen 
 9  Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung 
 10   Andere, und zwar __________________________________________________________________ 

Angaben zum Unternehmen 

37. Bitte geben Sie uns noch folgende Daten zu Ihrem Unternehmen an: 

 Höhe des Umsatzes 2006: ca. _________________ Mill. € 
 Verhältnis der Personalkosten zum Umsatz 2006: ca. ________ % 

Wenn Sie nicht der Eigentümer/Geschäftsführer des Unternehmens sind, welche Position haben Sie im Un-
ternehmen? ____________________________________________ 

38. Möchten Sie uns noch etwas mitteilen, das Sie in Bezug auf den demografischen Wandel 
beschäftigt?  

 ______________________________________________________________________________________ 
  

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit!  

Dürfen wir Sie noch einmal zum Thema demographischer Wandel anschreiben?    Ja 

Möchten Sie an der Verlosung teilnehmen?   Ja 

Möchten Sie eine Zusammenfassung der Ergebnisse per E-Mail erhalten?   Ja 

Falls einmal ja, bitte E-Mail-Adresse eintragen: ____________________________________  

Antwort bitte an: Fax 0228-7299734 oder unfrei: IfM Bonn, Maximilianstr. 20, 53111 Bonn Seite 6 von 6 
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